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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 7. Juni 2012 

über den Abschluss des Übereinkommens zwischen der Europäischen Union sowie der Republik 
Island und dem Königreich Norwegen über die Anwendung einiger Bestimmungen des 
Übereinkommens vom 29. Mai 2000 über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union und des dazugehörigen Protokolls von 2001 

(2012/305/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe d in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe a, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 19. Dezember 2002 hat der Rat den Vorsitz ermäch­
tigt, mit Unterstützung der Kommission Verhandlungen 
mit Island und Norwegen über die Anwendung einiger 
Bestimmungen des Übereinkommens vom 29. Mai 2000 
über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mit­
gliedstaaten der Europäischen Union und des dazugehöri­
gen Protokolls von 2001 (nachstehend „Rechtshilfeüber­
einkommen“ genannt) aufzunehmen. 

(2) Im Einklang mit dem Beschluss 2004/79/EG ( 1 ) ist das 
Übereinkommen zwischen der Europäischen Union so­
wie der Republik Island und dem Königreich Norwegen 
über die Anwendung einiger Bestimmungen des Rechts­
hilfeübereinkommens (nachstehend „Übereinkommen“ 
genannt) am 19. Dezember 2003 — vorbehaltlich seines 
Abschlusses — unterzeichnet worden. 

(3) Das Übereinkommen wurde bisher noch nicht geschlos­
sen. Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009 werden die Verfahren der Union für 
den Abschluss des Übereinkommens durch Artikel 218 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union geregelt. 

(4) Das Übereinkommen sollte genehmigt werden. 

(5) [Gemäß Artikel 3 des dem Vertrag über die Europäische 
Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union beigefügten Protokolls über die Position 
des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts haben 
diese Mitgliedstaaten mitgeteilt, dass sie sich an der An­
nahme und Anwendung dieses Beschlusses beteiligen 
möchten.] 

(6) Dänemark beteiligt sich gemäß den Artikeln 1 und 2 des 
dem Vertrag über die Europäische Union und dem Ver­
trag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
beigefügten Protokolls über die Position Dänemarks 
nicht an der Annahme dieses Beschlusses und ist durch 
ihn weder gebunden noch zu seiner Anwendung 
verpflichtet — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Übereinkommen zwischen der Europäischen Union sowie 
der Republik Island und dem Königreich Norwegen über die 
Anwendung einiger Bestimmungen des Übereinkommens vom 
29. Mai 2000 über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union und des dazu gehörigen 
Protokolls von 2001 ( 2 ) (nachstehend „Übereinkommen“ ge­
nannt) wird im Namen der Union genehmigt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), im Namen der Union die in Arti­
kel 6 Absatz 1 des Übereinkommens vorgesehene Notifizierung 
rechtsverbindlich vorzunehmen ( 3 ).
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( 1 ) ABl. L 26 vom 29.1.2004, S. 1. 

( 2 ) ABl. L 26 vom 29.1.2004, S. 3. 
( 3 ) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens wird vom 

Generalsekretariat des Rates im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht.



Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Luxemburg am 7. Juni 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
M. BØDSKOV
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 12. Juni 2012 

über den Abschluss des Protokolls zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen 
Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen Fischereiabkommen zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und der Republik Mosambik 

(2012/306/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 43 Absatz 2 in Verbindung mit 
Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe a, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 22. November 2007 hat der Rat die Verordnung 
(EG) Nr. 1446/2007 über den Abschluss des partner­
schaftlichen Fischereiabkommens zwischen der Europäi­
schen Gemeinschaft und der Republik Mosambik ( 1 ) (im 
Folgenden „Abkommen“) angenommen. Diesem war ein 
Protokoll zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten und der 
finanziellen Gegenleistung ( 2 ) beigefügt. Dieses Protokoll 
ist am 31. Dezember 2011 ausgelaufen. 

(2) Die Europäische Union hat mit Mosambik ein neues Pro­
tokoll zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der fi­
nanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen 
Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Union 
und der Republik Mosambik (im Folgenden „Protokoll“) 
ausgehandelt, das EU-Schiffen in Gewässern, die fischerei­
politisch der Hoheit oder Gerichtsbarkeit Mosambiks un­
terstehen, Fangmöglichkeiten einräumt. 

(3) Als Ergebnis dieser Verhandlungen wurde am 2. Juni 
2011 das Protokoll paraphiert. 

(4) Gemäß dem Beschluss 2012/91/EU des Rates ( 3 ) wurde 
das neue Protokoll unterzeichnet und wird vorläufig an­
gewandt. 

(5) Das Protokoll sollte genehmigt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Protokoll zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der 
finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen Fische­
reiabkommen zwischen der Union und der Republik Mosam­
bik ( 4 ) wird im Namen der Europäischen Union genehmigt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates bestellt die Person(en), die befugt ist 
(sind), die Notifizierung gemäß Artikel 16 des Protokolls im 
Namen der Europäischen Union vorzunehmen, um der Zustim­
mung der Europäischen Union dazu Ausdruck zu verleihen, 
durch das Protokoll gebunden zu sein ( 5 ). 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 12. Juni 2012. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

M. GJERSKOV
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( 1 ) ABl. L 331 vom 17.12.2007, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 331 vom 17.12.2007, S. 39. 

( 3 ) ABl. L 46 vom 17.2.2012, S. 3. 
( 4 ) Der Wortlaut des Protokolls wurde zusammen mit dem Beschluss 

über seine Unterzeichnung im ABl. L 46 vom 17.2.2012, S. 4, 
veröffentlicht. 

( 5 ) Das Generalsekretariat des Rates wird das Datum, zu dem das Pro­
tokoll in Kraft tritt, im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
lichen.



VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 501/2012 DER KOMMISSION 

vom 13. Juni 2012 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der 
geschützten geografischen Angaben [ (Zhenjiang Xiang Cu) (g.g.A.)] 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 5 Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der am 16. Juli 2007 eingegangene Antrag Chinas auf 
Eintragung der Bezeichnung (Zhenjiang Xiang 
Cu) als geschützte geografische Angabe (g.g.A.) wurde 
gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
510/2006 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
licht ( 2 ). 

(2) Deutschland hat gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 510/2006 Einspruch gegen diese Eintra­
gung eingelegt. Der Einspruch wurde im Sinne von Ar­
tikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe c der genann­
ten Verordnung für zulässig befunden. 

(3) Mit Schreiben vom 2. August 2011 hat die Kommission 
die betroffenen Parteien aufgefordert, zu einer Einigung 
zu kommen. 

(4) Da in der vorgesehenen Frist und Form keine förmliche 
Einigung zwischen Deutschland und China erzielt wurde, 
sollte die Kommission gemäß dem Verfahren von Arti­
kel 15 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eine 
Entscheidung treffen. 

(5) Der Einspruchsführer macht geltend, dass sich eine Ein­
tragung von (Zhenjiang Xiang Cu) im Sinne 
von Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EG) Nr. 510/2006 nachteilig auf das Beste­
hen von Namen, Marken oder Erzeugnissen auswirken 
würde, da der Mindestsäuregehalt des Essigs (4,5 g) unter 
dem Wert der deutschen Rechtsvorschriften und der eu­
ropäischen Norm EN 13188 (5 g) liegt. Der Einspruchs­
führer sieht den Essigsäuregehalt als entscheidendes Kri­
terium für die Qualität von Essig an und ist daher der 
Ansicht, dass ein Inverkehrbringen des betreffenden Es­
sigs in der Europäischen Union den Verbraucher irrelei­
ten und zu einer Wettbewerbsverzerrung führen würde. 

(6) Da das EU-Recht keine besonderen Bestimmungen vor­
sieht, kann Essig mit einem geringeren Säuregrad recht­
mäßig in der EU hergestellt und in Verkehr gebracht und 
auch in die EU eingeführt werden. Hinzu kommt, dass es 
sich bei (Zhenjiang Xiang Cu) um einen Reis­
essig mit seinen besonderen Eigenschaften handelt, der 
mit der chinesischen Küche in Verbindung steht. Somit 
besteht weder die Gefahr einer Irreführung der Verbrau­
cher, noch lässt sich in der Tatsache, dass 
(Zhenjiang Xiang Cu) in der EU mit einem Mindestsäu­
regehalt von 4,5 g je 100 ml in Verkehr gebracht wird, 
ein Angriff auf faire und übliche Handelspraktiken erken­
nen. 

(7) Nach dem Wissensstand der Kommission wäre China zu 
einer Festsetzung des Mindestsäuregehalts für 
(Zhenjiang Xiang Cu) auf 5 g je 100 ml bereit, womit 
dem Antrag der deutschen Behörden und der europäi­
schen Norm EN 13188 entsprochen wäre. Deutschland 
hat bestätigt, dass dies seine Bedenken zerstreuen würde. 

(8) Im Interesse einer möglichst breiten Übereinstimmung 
sollte der Mindestsäuregehalt von (Zhenjiang 
Xiang Cu) daher auf 5,00 g je 100 ml festgesetzt werden. 

(9) Aus den vorgenannten Gründen sollte die Bezeichnung 
(Zhenjiang Xiang Cu) in das Register der ge­

schützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten 
geografischen Angaben eingetragen werden. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für geografische Angaben und Ursprungsbezeich­
nungen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Anhang II der vorliegenden Verordnung enthält das aktualisierte 
einzige Dokument. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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( 1 ) ABl. L 93 vom 31.3.2006, S. 12. 
( 2 ) ABl. C 254 vom 22.9.2010, S. 10.



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 13. Juni 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO 

ANHANG I 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte Agrarerzeugnisse gemäß Anhang I des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union: 

Klasse 1.8. Andere unter Anhang I fallende Erzeugnisse (Gewürze usw.) 

CHINA 

(Zhenjiang Xiang Cu) (g.g.A.)
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ANHANG II 

EINZIGES DOKUMENT 

VERORDNUNG (EG) Nr. 510/2006 DES RATES 

„ “ (ZHENJIANG XIANG CU) 

EG-Nr.: CN-PGI-0005-0630-16.07.2007 

g.g.A. ( X ) g.U. ( ) 

1. Name 

„ “ (Zhenjiang Xiang Cu) 

2. Mitgliedstaat oder Drittland 

Volksrepublik China 

3. Beschreibung des Agrarerzeugnisses oder des Lebensmittels 

3.1. Erzeugnisart 

Klasse 1.8: Andere unter Anhang I fallende Erzeugnisse (Gewürze usw.) 

3.2. Beschreibung des Erzeugnisses, für das der unter Punkt 1 aufgeführte Name gilt 

Zhenjiang Xiang Cu ist ein gebrauter Reisessig; der wichtigste Rohstoff ist Klebreis. Er hat einen charakteristischen 
Duft und einen delikaten Geschmack sowie eine stark glänzende Färbung von Rotbraun bis Umbra. Der Essig riecht 
stark nach gebratenem Reis und Brauerzeugnissen. Der Geschmack ist dicht und mild, fein und frisch, säuerlich, aber 
nicht adstringierend, delikat und leicht süßlich. Je nach Spezifikation liegt der Gesamtsäuregehalt (bezogen auf 
Essigsäure) zwischen 5 g und 6 g je 100 ml (nicht mehr als 15,5 g), der Gehalt an fester Säure (bezogen auf 
Milchsäure) zwischen 1,2 g und 1,6 g je 100 ml, der Gehalt an Aminosäurenstickstoff (bezogen auf Stickstoff) 
zwischen 0,12 g und 0,18 g je 100 ml und der Gehalt an Reduktionszucker (bezogen auf Dextrose) über 2,2 g je 
100 ml. 

Je nach Dauer der Lagerung wird Zhenjiang Xiang Cu in zwei Kategorien eingeteilt, den „Duftessig“, die meist­
verwendete Art mit einer Lagerzeit von über 180 Tagen, sowie den „reifen Essig“, den Zhenjiang-Duftessig mit einer 
Lagerzeit von mehr als 365 Tagen. 

3.3. Rohstoffe 

1. Klebreis aus der Region Zhenjiang, stets hochwertig mit hohem Klebrigkeitsgrad und geeignetem Rohprotein. Der 
Amylopektingehalt kann 100 erreichen. 

2. Weizenkleie, gewonnen aus hochwertigem einheimischem Weizen, reich an den für die Fermentierung durch 
Essigsäurebakterien erforderlichen Nährstoffen. 

3. Reisspelze, gewonnen aus einheimischem Reis; dient als Trägermaterial und erzeugt die spezielle gasförmige 
Umgebung für die Vermehrung der Essigsäurebakterien während der Fermentierung. 

4. Daqu: dient als Trägermaterial für die Vermehrung verzuckernder Bakterienstämme (Fermentierung mit traditio­
nellen Methoden aus hochwertigen einheimischen Erzeugnissen wie Weizen, Gerste und Erbsen). 

5. Gebratener Reis: klebriges weiches gebratenes Reis-Congee aus hochwertigem einheimischem Reis, die für den 
charakteristischen Duft und die Färbung des Zhenjiang-Duftessigs wichtigste Zutat. 

6. Wasser: reines Wasser, das sich in den für das Gebiet von Zhenjiang charakteristischen Landschaften und 
geologischen Formationen sammelt, reich an verschiedenen Mineralstoffen. Es hat einen leicht süßlichen Ge­
schmack sowie den für die Essigherstellung geeigneten Härtegrad und pH-Wert. 

3.4. Futter (nur für Erzeugnisse tierischen Ursprungs) 

— 

3.5. Besondere Erzeugungsschritte, die in dem abgegrenzten geografischen Gebiet erfolgen müssen 

Die Herstellung von Zhenjiang Xiang Cu einschließlich der Herstellung von Brühe aus Daqu und Reiswein, der 
Fermentierung der Braumasse, der Essigextraktion, des Dämpfens und der Lagerung/Reifung des Essigs muss in dem 
abgegrenzten geografischen Gebiet erfolgen. 

3.6. Besondere Vorschriften für Vorgänge wie Schneiden, Reiben, Verpacken usw. 

Verwendung von Glasflaschen gemäß den Vorschriften für Lebensmittelhygiene; als äußere Verpackung können 
Pappkartons verwendet werden.
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3.7. Besondere Vorschriften für die Etikettierung 

Das gedruckte Etikett Zhenjiang Xiang Cu wird fest auf die Flasche aufgebracht. Zu den wichtigsten Angaben auf 
dem Etikett gehören der Name (Zhenjiang Xiang Cu), die Herstellungsmethode (Festfermentation), die Art des Essigs 
(gebrauter Essig), die wichtigsten Zutaten, das Nettogewicht, Name und Anschrift des Herstellers, das Herstellungs­
datum sowie der normierte Warencode. 

4. Kurzbeschreibung der Abgrenzung des geografischen Gebiets 

Das Gebiet von Zhenjiang befindet sich im Südosten Chinas am südlichen Ufer des Jangtse-Flusses. Es liegt zwischen 
31°37' und 32°19' nördlicher Breite sowie 18°58' und 119°58' östlicher Länge. In dem Gebiet befinden sich die 
Städte Jurong, Danyang, Yangzhong und die Bezirke Dantu, Jingkou, Runzhou sowie die Entwicklungszone Zhen­
jiang. 

5. Zusammenhang mit dem geografischen Gebiet 

5.1. Besonderheit des geografischen Gebiets 

Zhenjiang liegt im Südosten Chinas am Zusammenfluss des Jangtse und des Kaiserkanals. Das Klima ist ein typisches 
feuchtes Monsunklima im Übergang von einer warmen gemäßigten Zone zu einer subtropischen Zone. Die Sonnen­
scheindauer beträgt im Mittelwert 2 050,7 h jährlich, damit beläuft sich die Sonnenscheinrate auf 46,8 %. Die 
mittlere Jahrestemperatur liegt bei 15,4 °C, die durchschnittliche Luftfeuchtigkeit bei 77 % und die durchschnittliche 
jährliche Niederschlagsmenge über 1 000 mm. Das Gebiet von Zhenjiang besteht aus einer Landschaft aus flachen 
Hügeln, fruchtbarem Ackerland, einem verzweigten Flusssystem und vielen kleinen Inseln und Häfen entlang des 
Flusses; das Gebiet ist grün mit einem angenehmen, lichtreichen und feuchten Klima. 

5.2. Besonderheit des Erzeugnisses 

Zhenjiang Xiang Cu hat eine stark glänzende Färbung von Rotbraun bis Umbra. Der Essig riecht stark nach 
gebratenem Reis und Brauerzeugnissen. Der Geschmack ist dicht und mild, weist jedoch zugleich eine säuerliche 
Note auf, die Essigsäure, Milchsäure, Apfelsäure, Bernsteinsäure, Zitronensäure und Gluconsäure beinhaltet, aber nicht 
besonders adstringierend ist. Er ist fein und frisch, delikat und leicht süßlich. 

5.3. Ursächlicher Zusammenhang zwischen dem geografischen Gebiet und einer bestimmten Qualität, dem Ansehen oder sonstigen 
Eigenschaften des Erzeugnisses 

Zhenjiang liegt im Südosten Chinas und hat ein typisches feuchtes Monsunklima im Übergang von einer warmen 
gemäßigten Zone zu einer subtropischen Zone. Es liegt am Zusammenfluss des Jangtse und des Kaiserkanals in einer 
Landschaft aus flachen grünen Hügeln, fruchtbarem Ackerland, einem verzweigten Flusssystem und zahlreichen 
kleinen Inseln und Häfen entlang des Flusses. Reich vorhanden sind die landwirtschaftlichen Kulturen Reis, Weizen, 
Gerste und Erbsen mit ihren Nebenerzeugnissen wie Weizenkleie und Reisspelze. Die Tatsache, dass Zhenjiang so 
feucht und grün ist, trägt dazu bei, dass der Einsatz von Essigsäurebakterien ertragreich ist und sie sich gut ver­
mehren. Das Wasser aus den Hügeln und Quellen sammelt sich in den Flüssen, Seen und Feuchtgebieten, nachdem 
es durch Fels und Stein geströmt ist, wodurch es einen hohen Gehalt an Mineralstoffen hat und einen intensiven 
leicht süßlichen Geschmack annimmt und damit zum Essigbrauen bestens geeignet ist. 

Die Stadt Zhenjiang ist seit langem als „Stadt im Bergwald und Heimat des Essigs“ bekannt. Die Bewohner von 
Zhenjiang haben vor 1 400 Jahren mit der Essigherstellung begonnen. Die Verwendung des Zhenjiang Xiang Cu 
verbreitete sich in der Zeit der Liang-Dynastie; in der frühen Klassik der chinesischen Medizin galt er als der beste 
Reisessig, und in der Zeit der Qing-Dynastie gewann er eine internationale Auszeichnung in Gold. Zhenjiang Xiang 
Cu ist zur Visitenkarte der Stadt geworden. Essig wird an fast 100 Produktionsstätten in der Stadt hergestellt; der 
Duft des Essigs liegt in der Luft, und eine auf Essig gegründete Esskultur lässt sich überall in der Stadt feststellen. 

Hinweis auf die Veröffentlichung der Spezifikation 

(Artikel 5 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006)
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VERORDNUNG (EU) Nr. 502/2012 DER KOMMISSION 

vom 13. Juni 2012 

zur Einleitung einer Untersuchung betreffend die mutmaßliche Umgehung der mit der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2/2012 des Rates eingeführten Antidumpingmaßnahmen 
gegenüber den Einfuhren von bestimmten Verbindungselementen und Teilen davon aus 
nichtrostendem Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik China durch aus Malaysia, Thailand und 
den Philippinen versandte Einfuhren von bestimmten Verbindungselementen und Teilen davon aus 
nichtrostendem Stahl, ob als Ursprungserzeugnisse Malaysias, Thailands oder der Philippinen 

angemeldet oder nicht, und zur zollamtlichen Erfassung dieser Einfuhren 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 13 Ab­
satz 3 und Artikel 14 Absatz 5, 

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses gemäß Artikel 13 
Absatz 3 und Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Europäische Kommission („Kommission“) hat be­
schlossen, gemäß Artikel 13 Absatz 3 und Artikel 14 
Absatz 5 der Grundverordnung auf eigene Initiative 
eine Untersuchung der mutmaßlichen Umgehung der 
Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von 
bestimmten Verbindungselementen und Teilen davon aus 
nichtrostendem Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik 
China einzuleiten und aus Malaysia, Thailand und den 
Philippinen versandte Einfuhren von bestimmten Verbin­
dungselementen und Teilen davon aus nichtrostendem 
Stahl, ob als Ursprungserzeugnisse Malaysias, Thailands 
oder der Philippinen angemeldet oder nicht, zollamtlich 
zu erfassen. 

A. WARE 

(2) Bei der von der mutmaßlichen Umgehung betroffenen 
Ware handelt es sich um bestimmte Verbindungsele­
mente und Teile davon aus nichtrostendem Stahl mit 
Ursprung in der Volksrepublik China, die derzeit unter 
den KN-Codes 7318 12 10, 7318 14 10, 7318 15 30, 
7318 15 51, 7318 15 61 und 7318 15 70 eingereiht 
werden („betroffene Ware“). 

(3) Bei der zu untersuchenden Ware handelt es sich um 
dieselbe Ware wie in Erwägungsgrund 2, aber mit Ver­
sand aus Malaysia, Thailand oder den Philippinen, ob als 
Ursprungserzeugnis Malaysias, Thailands oder der Philip­
pinen angemeldet oder nicht, die derzeit unter denselben 
KN-Codes eingereiht wird wie die betroffene Ware („zu 
untersuchende Ware“). 

B. GELTENDE MASSNAHMEN 

(4) Bei den derzeit geltenden und mutmaßlich umgangenen 
Maßnahmen handelt es sich um die Antidumpingmaß­
nahmen, die mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
2/2012 des Rates ( 2 ) nach einer Überprüfung wegen des 
bevorstehenden Außerkrafttretens der mit der Verord­
nung (EG) Nr. 1890/2005 ( 3 ) eingeführten Maßnahmen 
eingeführt wurden. 

C. GRÜNDE 

(5) Der Kommission liegen ausreichende Anscheinsbeweise 
dafür vor, dass die Antidumpingmaßnahmen gegenüber 
den Einfuhren von bestimmten Verbindungselementen 
und Teilen davon aus nichtrostendem Stahl mit Ursprung 
in der Volksrepublik China durch Versand über Malaysia, 
Thailand und die Philippinen umgangen werden. 

(6) Folgende Anscheinsbeweise liegen der Kommission vor: 

(7) Das Handelsgefüge der Ausfuhren aus der Volksrepublik 
China, Malaysia, Thailand und den Philippinen in die 
Union hat sich nach der Einführung der Maßnahmen 
gegenüber der betroffenen Ware erheblich verändert; für 
diese Veränderung gibt es außer der Einführung des Zolls 
keine hinreichende Begründung oder Rechtfertigung. 

(8) Diese Veränderung des Handelsgefüges scheint auf den 
Versand von bestimmten Verbindungselementen und Tei­
len davon aus nichtrostendem Stahl mit Ursprung in der 
Volksrepublik China über Malaysia, Thailand und die 
Philippinen zurückzugehen. 

(9) Die Beweise deuten außerdem darauf hin, dass die Ab­
hilfewirkung der für die betroffene Ware geltenden An­
tidumpingmaßnahmen in Hinblick auf Menge und Preis 
beeinträchtigt wird. Dem Anschein nach werden anstelle 
der betroffenen Ware erhebliche Mengen der zu unter­
suchenden Ware eingeführt. Außerdem liegen hinrei­
chende Beweise dafür vor, dass die Preise der Einfuhren 
der zu untersuchenden Ware deutlich unter dem nicht 
schädigenden Preis liegen, der in der Untersuchung er­
mittelt wurde, die zu den geltenden Maßnahmen führte, 
und der um den Anstieg der Rohstoffpreise berichtigt 
wurde.
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(10) Schließlich liegen der Kommission ausreichende An­
scheinsbeweise dafür vor, dass die Preise der zu unter­
suchenden Ware im Vergleich zum Normalwert, der ur­
sprünglich für die betroffene Ware ermittelt und um den 
Anstieg der Rohstoffpreise berichtigt wurde, gedumpt 
sind. 

(11) Sollten im Verlauf der Untersuchung neben dem Versand 
über Malaysia, Thailand und die Philippinen noch weitere 
über diese Länder abgewickelte Umgehungspraktiken im 
Sinne des Artikels 13 der Grundverordnung festgestellt 
werden, kann sich die Untersuchung auch auf diese Prak­
tiken erstrecken. 

D. VERFAHREN 

(12) Aus den vorstehenden Gründen gelangte die Kommission 
zu dem Schluss, dass die Beweise ausreichen, um die 
Einleitung einer Untersuchung nach Artikel 13 der 
Grundverordnung zu rechtfertigen und die Einfuhren 
der zu untersuchenden Ware, ob als Ursprungserzeugnis 
Malaysias, Thailands oder der Philippinen angemeldet 
oder nicht, nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverord­
nung zollamtlich zu erfassen. 

a) Fragebogen 

(13) Die Kommission wird den ihr bekannten Ausführern/ 
Herstellern und den ihr bekannten Verbänden von Aus­
führern/Herstellern in Malaysia, Thailand und auf den 
Philippinen, den ihr bekannten Ausführern/Herstellern 
und den ihr bekannten Verbänden von Ausführern/Her­
stellern in der Volksrepublik China, den ihr bekannten 
Einführern und den ihr bekannten Einführerverbänden in 
der Union sowie den Behörden der Volksrepublik China, 
Malaysias, Thailands und der Philippinen Fragebogen zu­
senden, um die für ihre Untersuchung benötigten Infor­
mationen einzuholen. Gegebenenfalls werden auch Infor­
mationen vom Wirtschaftszweig der Union eingeholt. 

(14) Unabhängig davon sollten alle interessierten Parteien um­
gehend und innerhalb der in Artikel 3 gesetzten Frist die 
Kommission kontaktieren und innerhalb der in Artikel 3 
Absatz 1 gesetzten Frist einen Fragebogen anfordern, da 
die Frist in Artikel 3 Absatz 2 für alle interessierten 
Parteien gilt. 

(15) Die Behörden der Volksrepublik China, Malaysias, Thai­
lands und der Philippinen werden über die Einleitung der 
Untersuchung unterrichtet. 

b) Einholung von Informationen und Anhörungen 

(16) Alle interessierten Parteien werden hiermit aufgefordert, 
ihren Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise 
schriftlich darzulegen. Die Kommission kann die interes­
sierten Parteien außerdem anhören, sofern die Parteien 
dies schriftlich beantragen und nachweisen, dass beson­
dere Gründe für ihre Anhörung sprechen. 

c) Befreiung von der zollamtlichen Erfassung der Einfuhren 
oder von den Maßnahmen 

(17) Nach Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung können 
Einfuhren der zu untersuchenden Ware von der zollamt­

lichen Erfassung oder von den Maßnahmen befreit wer­
den, wenn die Einfuhr keine Umgehung darstellt. 

(18) Da die mutmaßliche Umgehung außerhalb der Union 
erfolgt, können nach Artikel 13 Absatz 4 der Grundver­
ordnung den Herstellern von bestimmten Verbindungs­
elementen und Teilen davon aus nichtrostendem Stahl in 
Malaysia, Thailand und auf den Philippinen, die nach­
weislich nicht mit einem Hersteller verbunden ( 1 ) sind, 
der von den Maßnahmen betroffen ist ( 2 ), und die fest­
gestelltermaßen nicht an Umgehungspraktiken im Sinne 
des Artikels 13 Absätze 1 und 2 der Grundverordnung 
beteiligt sind, Befreiungen gewährt werden. Hersteller, die 
eine Befreiung erwirken möchten, sollten innerhalb der in 
Artikel 3 Absatz 3 gesetzten Frist einen hinreichend 
durch Beweise begründeten Antrag stellen. 

E. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG 

(19) Nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung sollten 
die Einfuhren der zu untersuchenden Ware zollamtlich 
erfasst werden, damit rückwirkend ab dem Zeitpunkt der 
zollamtlichen Erfassung auf die aus Malaysia, Thailand 
und den Philippinen versandten Einfuhren Antidumping­
zölle in entsprechender Höhe erhoben werden können, 
falls bei der Untersuchung eine Umgehung festgestellt 
wird. 

F. FRISTEN 

(20) Im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung sollten 
Fristen festgesetzt werden, innerhalb deren: 

— interessierte Parteien mit der Kommission Kontakt 
aufnehmen, ihren Standpunkt schriftlich darlegen, 
ihre Antworten auf den Fragebogen oder sonstige 
Informationen übermitteln können, die im Rahmen 
der Untersuchung berücksichtigt werden sollen,
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( 1 ) Nach Artikel 143 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommis­
sion mit Durchführungsvorschriften zum Zollkodex der Gemein­
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( 2 ) Selbst wenn Hersteller in diesem Sinne mit Unternehmen verbunden 
sind, die den gegenüber den Einfuhren mit Ursprung in der Volks­
republik China geltenden Maßnahmen (den ursprünglichen Anti­
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hung zu den Unternehmen, die den ursprünglichen Maßnahmen 
unterliegen, zu dem Zweck aufgenommen oder genutzt wurde, die 
ursprünglichen Maßnahmen zu umgehen.



— Hersteller in Malaysia, Thailand und auf den Philippi­
nen eine Befreiung von der zollamtlichen Erfassung 
der Einfuhren oder von den Maßnahmen beantragen 
können, 

— interessierte Parteien einen schriftlichen Antrag auf 
Anhörung durch die Kommission stellen können. 

(21) Es wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung der 
meisten der in der Grundverordnung verankerten Verfah­
rensrechte voraussetzt, dass sich die betreffende Partei 
innerhalb der in Artikel 3 gesetzten Fristen meldet. 

G. MANGELNDE BEREITSCHAFT ZUR MITARBEIT 

(22) Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den 
erforderlichen Informationen oder erteilt sie diese nicht 
fristgerecht oder behindert sie die Untersuchung erheb­
lich, so können nach Artikel 18 der Grundverordnung 
positive oder negative Feststellungen auf der Grundlage 
der verfügbaren Informationen getroffen werden. 

(23) Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre 
oder irreführende Informationen vorgelegt hat, so werden 
diese Informationen nicht berücksichtigt; stattdessen kön­
nen die verfügbaren Informationen zugrunde gelegt wer­
den. 

(24) Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur einge­
schränkt mit und stützen sich die Feststellungen daher 
nach Artikel 18 der Grundverordnung auf die verfüg­
baren Informationen, so kann dies zu einem Ergebnis 
führen, das für diese Partei ungünstiger ist, als wenn sie 
mitgearbeitet hätte. 

H. ZEITPLAN FÜR DIE UNTERSUCHUNG 

(25) Nach Artikel 13 Absatz 3 der Grundverordnung ist die 
Untersuchung innerhalb von neun Monaten nach Ver­
öffentlichung dieser Verordnung im Amtsblatt der Europäi­
schen Union abzuschließen. 

I. VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN 

(26) Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personen­
bezogenen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 
45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Per­
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft 
und zum freien Datenverkehr ( 1 ) verarbeitet. 

J. ANHÖRUNGSBEAUFTRAGTER 

(27) Gelangt eine interessierte Partei zu der Auffassung, dass 
sie ihre Verteidigungsrechte nicht angemessen wahrneh­
men kann, so hat sie die Möglichkeit, sich an den An­
hörungsbeauftragten der Generaldirektion Handel zu 
wenden. Er fungiert als Schnittstelle zwischen den inte­
ressierten Parteien und den Kommissionsdienststellen und 
bietet, falls erforderlich, die Vermittlung in verfahrens­

technischen Fragen an, die den Schutz ihrer Interessen in 
diesem Verfahren berühren; dies gilt insbesondere für die 
Akteneinsicht, die Vertraulichkeit, die Verlängerung von 
Fristen und die Behandlung schriftlicher und/oder münd­
licher Stellungnahmen. Weiterführende Informationen 
und die Kontaktdaten sind den Webseiten des Anhö­
rungsbeauftragten im Internet-Auftritt der Generaldirek­
tion Handel zu entnehmen: (http://ec.europa.eu/trade/ 
tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en.htm) — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine Untersuchung nach Artikel 13 Absatz 3 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1225/2009 eingeleitet, um festzustellen, ob 
durch aus Malaysia, Thailand und den Philippinen in die Union 
versandte Einfuhren von bestimmten Verbindungselementen 
und Teilen davon aus nichtrostendem Stahl, ob als Ursprung­
serzeugnisse Malaysias, Thailands oder der Philippinen angemel­
det oder nicht, die derzeit unter den KN-Codes ex 7318 12 10, 
ex 7318 14 10, ex 7318 15 30, ex 7318 15 51, ex 7318 15 61 
und ex 7318 15 70 (TARIC-Codes 7318 12 10 11, 
7318 12 10 91, 7318 14 10 11, 7318 14 10 91, 
7318 15 30 11, 7318 15 30 61, 7318 15 30 81, 
7318 15 51 11, 7318 15 51 61, 7318 15 51 81, 
7318 15 61 11, 7318 15 61 61, 7318 15 61 81, 
7318 15 70 11, 7318 15 70 61 und 7318 15 70 81) eingereiht 
werden, die mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2/2012 
eingeführten Maßnahmen umgangen werden. 

Artikel 2 

Die Zollbehörden werden nach Artikel 13 Absatz 3 und Arti­
kel 14 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 angewie­
sen, geeignete Schritte zu unternehmen, um die in Artikel 1 
genannten Einfuhren in die Union zollamtlich zu erfassen. 

Die zollamtliche Erfassung endet neun Monate nach Inkrafttre­
ten dieser Verordnung. 

Die Kommission kann die Zollbehörden per Verordnung anwei­
sen, die zollamtliche Erfassung der Einfuhren von Waren in die 
Union einzustellen, die von Herstellern hergestellt werden, die 
eine Befreiung von der zollamtlichen Erfassung beantragt haben 
und für die festgestellt wurde, dass sie die Bedingungen für die 
Gewährung der Befreiung erfüllen. 

Artikel 3 

(1) Die Fragebogen sind bei der Kommission binnen 15 Ta­
gen nach der Veröffentlichung dieser Verordnung im Amtsblatt 
der Europäischen Union anzufordern. 

(2) Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen sich interes­
sierte Parteien binnen 37 Tagen nach der Veröffentlichung die­
ser Verordnung im Amtsblatt der Europäischen Union bei der 
Kommission melden, ihren Standpunkt schriftlich darlegen so­
wie die beantworteten Fragebogen und sonstige Informationen 
übermitteln, wenn diese Angaben bei der Untersuchung berück­
sichtigt werden sollen.
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(3) Hersteller in Malaysia, Thailand und auf den Philippinen, 
die eine Befreiung von der zollamtlichen Erfassung der Einfuh­
ren oder von den Maßnahmen beantragen wollen, sollten inner­
halb derselben Frist von 37 Tagen einen hinreichend mit Be­
weisen versehenen Antrag stellen. 

(4) Innerhalb derselben Frist von 37 Tagen können interes­
sierte Parteien auch einen Antrag auf Anhörung durch die Kom­
mission stellen. 

(5) Interessierte Parteien müssen alle Beiträge und Anträge 
elektronisch (die nichtvertraulichen Beiträge per E-Mail, die ver­
traulichen auf CD-R/DVD) übermitteln, und zwar unter Angabe 
ihres Namens, ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Fax­
nummer. Etwaige Vollmachten und unterzeichnete Bescheini­
gungen, die den beantworteten Fragebogen beigefügt werden, 
wie auch ihre aktualisierten Fassungen sind der nachstehend 
genannten Stelle indessen auf Papier vorzulegen, entweder 
durch Einsendung per Post oder durch persönliche Abgabe. 
Kann eine interessierte Partei ihre Beiträge und Anträge aus 
den in Artikel 18 Absatz 2 der Grundverordnung genannten 
Gründen nicht elektronisch übermitteln, muss sie die Kommis­
sion hierüber unverzüglich in Kenntnis setzen. Weiterführende 
Informationen zum Schriftwechsel mit der Kommission können 
die interessierten Parteien der entsprechenden Webseite des 
Internet-Auftritts der Generaldirektion Handel entnehmen: 
http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade-defence. Alle 
auf vertraulicher Basis übermittelten schriftlichen Beiträge der 

interessierten Parteien, einschließlich der in dieser Verordnung 
angeforderten Informationen, ausgefüllten Fragebogen und 
Schreiben, müssen den Vermerk „Limited“ (zur eingeschränkten 
Verwendung) ( 1 ) tragen und nach Artikel 19 Absatz 2 der 
Grundverordnung zusammen mit einer nichtvertraulichen Zu­
sammenfassung vorgelegt werden, die den Vermerk „For in­
spection by interested parties“ (zur Einsichtnahme durch interes­
sierte Parteien) trägt. 

Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 4/92 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Kontakt: 

Mailbox für das Dossier: TRADE-STEEL-FAST-13-A@ec.europa. 
eu 
Fax +32 22984139 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittel­
bar in den Mitgliedstaaten. 

Brüssel, den 13. Juni 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE 14.6.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 153/11 

( 1 ) Unterlagen mit dem Vermerk „Limited“ gelten als vertraulich im 
Sinne des Artikels 19 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 und 
des Artikels 6 des WTO-Übereinkommens zur Durchführung des 
Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 
(Antidumping-Übereinkommen). Sie sind ferner nach Artikel 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschützt.

http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade-defence
mailto:TRADE-STEEL-FAST-13-A@ec.europa.eu
mailto:TRADE-STEEL-FAST-13-A@ec.europa.eu


DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 503/2012 DER KOMMISSION 

vom 13. Juni 2012 

über ein Verbot des Fangs von Rotem Thun im Atlantik östlich von 45° W und im Mittelmeer 
durch Ringwadenfänger, die die Flagge Griechenlands oder Italiens führen oder in Griechenland 

oder Italien registriert sind 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 
20. November 2009 zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor­
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 36 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 44/2012 des Rates vom 
17. Januar 2012 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten 
im Jahr 2012 in EU-Gewässern und für EU-Schiffe in 
bestimmten Nicht-EU-Gewässern für bestimmte, über in­
ternationale Verhandlungen und Übereinkünfte regulierte 
Fischbestände und Bestandsgruppen ( 2 ) ist festgelegt, wel­
che Mengen Roten Thun Fischereifahrzeuge der Europäi­
schen Union 2012 im Atlantik östlich von 45° W und 
im Mittelmeer fangen dürfen. 

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 302/2009 des Rates 
vom 6. April 2009 über einen mehrjährigen Wiederauf­
füllungsplan für Roten Thun im Ostatlantik und im Mit­
telmeer und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
43/2009 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1559/2007 ( 3 ) müssen die Mitgliedstaaten der Kom­
mission die individuellen Quoten mitteilen, die sie Schif­
fen mit einer Länge von mehr als 24 m zugeteilt haben. 

(3) Die gemeinsame Fischereipolitik ist darauf ausgerichtet, 
die Lebensfähigkeit des Fischereisektors durch eine nach­
haltige Nutzung der lebenden aquatischen Ressourcen auf 
der Grundlage des Vorsorgeansatzes zu gewährleisten. 

(4) Gemäß Artikel 36 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1224/2009 informiert die Kommission die betreffenden 
Mitgliedstaaten, wenn sie auf der Grundlage der Angaben 
der Mitgliedstaaten oder anderer Angaben in ihrem Besitz 
feststellt, dass die der Europäischen Union, einem Mit­
gliedstaat oder einer Gruppe von Mitgliedstaaten zur Ver­
fügung stehenden Fangmöglichkeiten für eines oder meh­
rere Fanggeräte oder eine oder mehrere Fangflotten als 
ausgeschöpft gelten, und untersagt jede Fischereitätigkeit 
für das betreffende Gebiet, Fanggerät, den betreffenden 
Bestand, die betreffende Bestandsgruppe oder die an die­
sen Fischereitätigkeiten beteiligte Fangflotte. 

(5) Die der Kommission vorliegenden Angaben weisen da­
rauf hin, dass die Fangmöglichkeiten, die Ringwadenfän­
gern, die die Flagge Griechenlands oder Italiens führen 
oder in Griechenland oder Italien registriert sind, für Ro­
ten Thun im Atlantik östlich von 45° W und im Mittel­
meer zugeteilt wurden, am 7. Juni 2012 ausgeschöpft 
waren. 

(6) Am 8. Juni informierte Griechenland die Kommission 
über ein Fangverbot für seine in der Fischerei 2012 auf 
Roten Thun tätigen Ringwadenfänger, das seit dem 8. Juni 
2012 um 8.00 Uhr in Kraft ist. 

(7) Am 3., 5. und 8. Juni 2012 informierte Italien die Kom­
mission über ein Fangverbot für seine zwölf in der Fi­
scherei 2012 auf Roten Thun tätigen Ringwadenfänger, 
welches für vier Fangschiffe am 3. Juni, für weitere vier 
Fangschiffe am 5. Juni und für die verbleibenden vier 
Fangschiffe am 8. Juni in Kraft getreten ist, so dass seit 
dem 8. Juni 2012 um 11.30 Uhr alle Fangtätigkeiten 
verboten sind. 

(8) Unbeschadet der angeführten Maßnahmen Griechenlands 
und Italiens muss die Kommission das ab dem 8. Juni 
2012 geltende Verbot der Fischerei auf Roten Thun im 
Atlantik östlich von 45° W und im Mittelmeer durch 
Ringwadenfänger, die die Flagge Griechenlands oder Ita­
liens führen oder in Griechenland oder Italien registriert 
sind, bestätigen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ab 8.00 Uhr am 8. Juni 2012 ist die Fischerei auf Roten Thun 
durch Ringwadenfänger, die die Flagge Griechenlands führen 
oder in diesem Mitgliedstaat registriert sind, im Atlantik östlich 
von 45° W und im Mittelmeer verboten. 

Ab diesem Zeitpunkt ist es ebenfalls verboten, von diesen Schif­
fen gefangenen Roten Thun an Bord zu behalten, zum Zweck 
der Mast oder Aufzucht in Käfige einzusetzen, umzuladen, um­
zusetzen oder anzulanden. 

Artikel 2 

Ab spätestens 11.30 Uhr am 8. Juni 2012 ist die Fischerei auf 
Roten Thun durch Ringwadenfänger, die die Flagge Italiens füh­
ren oder in diesem Mitgliedstaat registriert sind, im Atlantik 
östlich von 45° W und im Mittelmeer verboten. 

Ab diesem Zeitpunkt ist es ebenfalls verboten, von diesen Schif­
fen gefangenen Roten Thun an Bord zu behalten, zum Zweck 
der Mast oder Aufzucht in Käfige einzusetzen, umzuladen, um­
zusetzen oder anzulanden.
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 13. Juni 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Maria DAMANAKI 
Mitglied der Kommission
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 504/2012 DER KOMMISSION 

vom 13. Juni 2012 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 13. Juni 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL 55,3 
MK 45,6 
TR 57,2 
ZZ 52,7 

0707 00 05 MK 26,2 
TR 119,6 
ZZ 72,9 

0709 93 10 TR 97,9 
ZZ 97,9 

0805 50 10 AR 72,8 
BO 105,1 
TR 107,0 
ZA 101,4 
ZZ 96,6 

0808 10 80 AR 111,6 
BR 83,7 
CH 68,9 
CL 100,9 
CN 136,2 
NZ 141,5 
US 156,6 
UY 61,9 
ZA 111,6 
ZZ 108,1 

0809 10 00 TR 186,0 
ZZ 186,0 

0809 29 00 TR 444,0 
ZZ 444,0 

0809 40 05 ZA 300,5 
ZZ 300,5 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 19. Oktober 2011 

über die von Griechenland in den Verwaltungsbezirken Kastoria, Euböa, Florina, Kilkis, Rhodope, 
Evros, Xanthi und Dodekanes sowie auf den Inseln Lesbos, Samos und Chios zur Umschuldung 

angewandten Beihilferegelungen 

[Nrn. C 23/04 (ex NN 153/03), C 20/05 (ex NN 70/04) und C 50/05 (ex NN 20/05)] 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(2011) 7252) 

(Nur der griechische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/307/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 erster Unter­
absatz, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß Arti­
kel 108 Absatz 2 erster Unterabsatz des Vertrags ( 1 ) und unter 
Berücksichtigung dieser Stellungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

I. DAS VERFAHREN 

Beihilfen für die Verwaltungsbezirke Kastoria und 
Euböa ( 2 ) — C 23/04 

(1) Nach Erhalt von Informationen, denen zufolge 1993 und 
in den folgenden Jahren im Rahmen einer Umschul­
dungsmaßnahme (Neuverhandlungen) Beihilfen an Unter­
nehmen in den Verwaltungsbezirken Kastoria und Euböa 
gewährt wurden, forderte die Kommission mit Schreiben 
vom 27. Mai 2003 die griechischen Behörden auf, bin­
nen vier Wochen den Wortlaut der Rechtsgrundlage die­
ser Maßnahme sowie alle weiteren erforderlichen Infor­
mationen zu deren Überprüfung gemäß Artikel 87 und 
88 EG-Vertrag zu übermitteln ( 3 ). 

(2) Mit Schreiben vom 10. Juli 2003, registriert am 17. Juli 
2003, übermittelte die Ständige Vertretung Griechenlands 
bei der Europäischen Union der Kommission ein Schrei­
ben, mit dem die griechischen Behörden um eine 

einmonatige Verlängerung der in Erwägungsgrund 1 ge­
nannten Frist ersuchten. 

(3) Mit Schreiben vom 4. August 2003, registriert am 6. Au­
gust 2003, übermittelte die Ständige Vertretung Grie­
chenlands bei der Europäischen Union der Kommission 
die mit dem Schreiben vom 27. Mai 2003 angeforderten 
Informationen. 

(4) Die Überprüfung der Informationen ergab, dass die Bei­
hilfen ohne Genehmigung der Kommission gewährt wur­
den. Die Kommission beschloss daher, die nicht angemel­
dete Beihilfe unter der Nummer NN 153/03 einzutragen. 

(5) Mit Schreiben vom 21. Juni 2004 ( 4 ) unterrichtete die 
Kommission Griechenland über ihren Beschluss, das Ver­
fahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag (C 23/04) 
(nachfolgend „erste Verfahrenseinleitung“) einzuleiten. 

(6) Der Beschluss der Kommission über die Einleitung des 
Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen Union ( 5 ) 
veröffentlicht. Die Kommission forderte alle Beteiligten 
zu einer Stellungnahme zu den in Rede stehenden Bei­
hilfen auf. 

(7) Es gingen keine Stellungnahmen von beteiligten Dritten 
bei der Kommission ein. 

(8) Mit Schreiben vom 13. Juli 2004, registriert am 19. Juli 
2004, bat die Ständige Vertretung Griechenlands bei der 
Europäischen Union die Kommission um eine einmona­
tige Verlängerung der Frist, die den griechischen Behör­
den eingeräumt wurde, um ihre Antwort in Bezug auf die 
erste Verfahrenseinleitung zu übermitteln. 

(9) Die Kommission gewährte per Fax vom 6. August 2004 
die erbetene Fristverlängerung. 

(10) Mit Schreiben vom 9. August 2004, registriert am 
10. August 2004, übermittelte die Ständige Vertretung 
Griechenlands bei der Europäischen Union der Kommis­
sion die Antwort der griechischen Behörden in Bezug auf 
die erste Verfahrenseinleitung.
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Beihilfen für die Verwaltungsbezirke Florina und 
Kilkis ( 6 ) — C 20/05 

(11) Die Prüfung der von den griechischen Behörden mit 
Schreiben vom 4. August 2003 übermittelten Informa­
tionen ergab, dass die fraglichen Beihilfen nicht nur die 
Verwaltungsbezirke Kastoria und Euböa, sondern auch 
die Verwaltungsbezirke Florina und Kilkis betrafen. Die 
Kommission forderte daher per Fax vom 22. April 2004 
von den griechischen Behörden zusätzliche Informatio­
nen zu den letztgenannten Beihilfen an. 

(12) Mit Schreiben vom 26. Mai 2004 bat die Ständige Ver­
tretung Griechenlands bei der Europäischen Union die 
Kommission um eine einmonatige Verlängerung der Frist, 
die den griechischen Behörden eingeräumt wurde, um die 
oben genannten zusätzlichen Informationen zu übermit­
teln. 

(13) Die Kommission gewährte per Fax vom 7. Juni 2004 die 
erbetene Fristverlängerung. 

(14) Mit Schreiben vom 1. Juli 2004, registriert am selben 
Tag, übermittelte die Ständige Vertretung Griechenlands 
bei der Europäischen Union der Kommission die per Fax 
vom 22. April 2004 angeforderten Informationen. 

(15) Wie die Überprüfung der Informationen ergab, wurden 
die Beihilfen ohne Genehmigung der Kommission ge­
währt. Die Dienststellen der Kommission beschlossen da­
her, die nicht angemeldete Beihilfe unter der Nummer 
NN 70/04 einzutragen. 

(16) Mit Schreiben vom 9. Juni 2005 ( 7 ) unterrichtete die 
Kommission Griechenland über ihren Beschluss, das Ver­
fahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag in Bezug auf 
die in den Verwaltungsbezirken Florina und Kilkis ge­
währten Beihilfen (C 20/05) (nachfolgend „zweite Ver­
fahrenseinleitung“) einzuleiten. 

(17) Der Beschluss der Kommission über die Einleitung des 
Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen Union ( 8 ) 
veröffentlicht. Die Kommission forderte alle Beteiligten 
zu einer Stellungnahme zu den in Rede stehenden Bei­
hilfen auf. 

(18) Es gingen keine Stellungnahmen von beteiligten Dritten 
bei der Kommission ein. 

(19) Mit Schreiben vom 24. Juni 2005, registriert am 28. Juni 
2005, bat die Ständige Vertretung Griechenlands bei der 
Europäischen Union die Kommission um eine zweimo­
natige Verlängerung der Frist, die den griechischen Be­
hörden eingeräumt wurde, um ihre Antwort in Bezug auf 
die zweite Verfahrenseinleitung zu übermitteln. 

(20) Die Kommission gewährte per Fax vom 13. Juli 2005 die 
erbetene Fristverlängerung. 

(21) Mit Schreiben vom 18. August 2005, registriert am 
24. August 2005, übermittelte die Ständige Vertretung 
Griechenlands bei der Europäischen Union der Kommis­
sion die Antwort der griechischen Behörden in Bezug auf 
die zweite Verfahrenseinleitung. 

Beihilfen für die Verwaltungsbezirke Rhodope, Evros, 
Xanthi und Dodekanes sowie die Inseln Lesbos, Samos 

und Chios ( 9 ) — C 50/05 

(22) Die Prüfung der von den griechischen Behörden mit 
Schreiben vom 1. Juli 2004 übermittelten Informationen 
ergab, dass die fraglichen Beihilfen nicht nur in den Ver­
waltungsbezirken, auf die sich die beiden eingeleiteten 
Verfahren bezogen, sondern auch in anderen Verwal­
tungsbezirken gewährt wurden. Die Kommission forderte 
daher per Fax vom 12. November 2004 von den grie­
chischen Behörden zusätzliche Informationen zu diesen 
Beihilfen an. 

(23) Mit Schreiben vom 13. Dezember 2004, registriert am 
15. Dezember 2004, bat die Ständige Vertretung Grie­
chenlands bei der Europäischen Union die Kommission 
um eine einmonatige Verlängerung der Frist, die den grie­
chischen Behörden eingeräumt wurde, um die oben ge­
nannten zusätzlichen Informationen zu übermitteln. 

(24) Die Kommission gewährte per Fax vom 6. Januar 2005 
die erbetene Fristverlängerung. 

(25) Mit Schreiben vom 27. Januar 2005, registriert am 1. Feb­
ruar 2005, übermittelte die Ständige Vertretung Grie­
chenlands bei der Europäischen Union der Kommission 
die per Fax vom 12. November 2004 angeforderten In­
formationen. 

(26) Wie die Überprüfung der Informationen ergab, wurden 
die Beihilfen ohne Genehmigung der Kommission ge­
währt. Die Kommission beschloss daher, die nicht ange­
meldete Beihilfe unter der Nummer NN 20/05 einzutra­
gen. 

(27) Mit Schreiben vom 22. Dezember 2005 ( 10 ) unterrichtete 
die Kommission Griechenland über ihren Beschluss, das 
Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag in Bezug 
auf die für die Verwaltungsbezirke Rhodope, Evros, Xan­
thi und Dodekanes sowie für die Inseln Lesbos, Samos 
und Chios (C 50/05) (nachfolgend „dritte Verfahrensein­
leitung“) gewährten Beihilfen einzuleiten.
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(28) Der Beschluss der Kommission über die Einleitung des 
Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen Union ( 11 ) 
veröffentlicht. Die Kommission forderte alle Beteiligten 
zu einer Stellungnahme zu den in Rede stehenden Bei­
hilfen auf. 

(29) Es gingen keine Stellungnahmen von beteiligten Dritten 
bei der Kommission ein. 

(30) Mit Schreiben vom 23. Januar 2006, registriert am 25. Ja­
nuar 2006, bat die Ständige Vertretung Griechenlands bei 
der Europäischen Union die Kommission um eine drei­
monatige Verlängerung der Frist, die den griechischen 
Behörden eingeräumt wurde, um ihre Antwort in Bezug 
auf die dritte Verfahrenseinleitung zu übermitteln. 

(31) Die Kommission gewährte per Fax vom 3. Februar 2006 
die erbetene Fristverlängerung. 

(32) Mit Schreiben vom 10. Mai 2006, registriert am 11. Mai 
2006, übermittelte die Ständige Vertretung Griechenlands 
bei der Europäischen Union der Kommission die Antwort 
der griechischen Behörden in Bezug auf die dritte Ver­
fahrenseinleitung. 

(33) Nach erneuter Prüfung sämtlicher übermittelter Rechts­
grundlagen forderte die Kommission die griechischen Be­
hörden per Fax vom 12. Januar 2011 auf, innerhalb eines 
Monats zu den in Rede stehenden Beihilfen Stellung zu 
nehmen. 

(34) Per E-Mail vom 7. Februar 2011 bat die Ständige Ver­
tretung Griechenlands bei der Europäischen Union die 
Kommission um eine Verlängerung der vorgenannten 
Frist um 40 Arbeitstage. 

(35) Die Kommission gewährte per Fax vom 17. Februar 
2011 eine Fristverlängerung um 20 Arbeitstage. 

(36) Per E-Mail vom 15. und 29. März 2011 übermittelte die 
Ständige Vertretung Griechenlands bei der Europäischen 
Union der Kommission die oben genannten Stellungnah­
men. 

II. BESCHREIBUNG 

Beihilfen betreffend die Verwaltungsbezirke Kastoria 
und Euböa 

(37) Erlass Nr. 69836/B1461 vom 30. September 1993 sieht 
vor, alle bis zum 30. Juni 1993 bestehenden fälligen oder 
nicht fälligen Verbindlichkeiten aus Darlehen jeder Art in 
griechischen Drachmen oder Fremdwährung (Umlauf­
kapital und feste Vermögenswerte) sowie aus dem Abruf 
von Garantien in griechischen Drachmen oder Fremd­
währung, die Industrie- und Handwerksunternehmen be­
lasten, die unabhängig von ihrem Gesellschaftssitz in den 
Verwaltungsbezirken Kastoria und Euböa niedergelassen 
und tätig sind, in ein neues Darlehen umzuwandeln, das 
innerhalb von zehn Jahren mit gleich hohen halbjähr­
lichen Tilgungs- und Zinsraten bzw. mit gleich hohen 
halbjährlichen Tilgungsraten (einfache Schuldentilgung) 
abzulösen ist, wobei die Zinsen pro Halbjahr nach dem 
jeweils geltenden Zinssatz berechnet werden (der Zinssatz 
des neuen Darlehens entspricht dem Zinssatz für zwölf­
monatige Schatzwechsel der jeweils letzten Emission vor 

dem Beginn der Zinsberechnungsperiode des Darlehens, 
erhöht um zwei Prozentpunkte, mit einem Zuschuss von 
zehn Prozentpunkten zulasten des Kontos gemäß Gesetz 
128/75 in den ersten fünf Jahren) ( 12 ). 

(38) Alternativ können die vorgenannten Unternehmen den 
Zinszuschuss von zehn Prozentpunkten für am 30. Juni 
1993 bestehende Verbindlichkeiten in griechischen 
Drachmen oder Fremdwährung für feste Vermögenswerte 
und Umlaufkapital über einen Zeitraum von fünf Jahren 
erhalten. 

(39) Die Rentabilität der Unternehmen muss nach der Um­
schuldung gewährleistet sein (dies bedeutet, dass es sich 
um Unternehmen in Schwierigkeiten handelt). Das Krite­
rium ist von den Banken zu verifizieren. 

(40) Die Erlasse Nr. 2035824/5887 vom 1. Juni 1994, Nr. 
2045909/7431/0025 vom 26. August 1994, Nr. 
2071670/11297 vom 9. November 1994 und Nr. 
72742/B1723 vom 8. Dezember 1994 legen die rück­
zahlungsfreie Zeit sowie die Zinszuschüsse für die neuen 
Darlehen fest und gewähren für diese eine staatliche Ga­
rantie. 

Beihilfen an Unternehmen in den Verwaltungsbezirken 
Florina und Kilkis 

(41) Erlass Nr. 66336/B.1398 vom 14. September 1993 sieht 
die gleichen Maßnahmen und Voraussetzungen vor wie 
unter Erwägungsgrund 37 beschrieben. Außerdem um­
fasst er die Gewährung staatlicher Bürgschaften für 
Hauptforderung und Zinsen der Verbindlichkeiten von 
Industrie- und Handwerksunternehmen in den Verwal­
tungsbezirken Florina und Kilkis sowie die staatliche De­
ckung der Verzugszinsen bis zum 31. Dezember 1992 
bei Darlehen für feste Vermögenswerte und Umlaufkapi­
tal dieser Unternehmen unterhalb der gemäß dem Gesetz 
128/75 festgelegten Haushaltsobergrenze. 

(42) Erlass Nr. 66336/B.1398 vom 14. September 1993 
wurde durch Erlass Nr. 30755/B.1199 vom 21. Juli 
1994, Erlass Nr. 60029/B.1541 vom 23. September 
1994, Erlass Nr. 72742/B.1723 vom 8. Dezember 1994, 
Erlass Nr. 236/B.22 vom 4. Januar 1995, Erlass Nr. 
8014/B.285 vom 28. Februar 1995, Erlass Nr. 
44678/B.1145 vom 3. Juli 1995, Erlass Nr. 
44446/B.1613 vom 24. Dezember 1996, Erlass Nr. 
40410/B.1678 vom 9. Dezember 1997, Erlass Nr. 
10995/B.546 vom 24. März 1999, Erlass Nr. 
12169/B.736 vom 22. März 2000 und Erlass Nr. 
35913/B.2043 vom 24. Oktober 2000 geändert. Die 
Erlasse legen die Tilgungsdauer der Kredite, die rückzah­
lungsfreie Zeit sowie die mit den neuen Krediten verbun­
denen Zinszuschüsse fest und verlängern die Fälligkeit 
der ungetilgten Raten.
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( 11 ) ABl. C 63 vom 16.3.2006, S. 2. 

( 12 ) Das Konto, das bei der Bank von Griechenland eingerichtet wurde, wird 
über Abzüge bei Krediten der Handelsbanken finanziert. Jeder unge­
deckte Betrag des Kontos belastet den Staat (nach dem Kenntnisstand 
der Kommission wies das Konto über einen langen Zeitraum Defizite 
auf, so dass es durch den Staat finanziert werden musste). Im Rahmen 
der Entscheidung vom 7. Juni 1978 in der Rechtssache C-57/86 Grie­
chenland/Kommission (Slg. 1988, S. 2855) gelangte der Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften (heute Gerichtshof der Europäischen Uni­
on) zu der Feststellung, dass die Bank von Griechenland in Bezug auf die 
Verwaltung und die Zahlungen unter der unmittelbaren Kontrolle des 
Staates tätig ist.



(43) Die Rentabilität der Unternehmen muss nach der Um­
schuldung gewährleistet sein (dies bedeutet, dass es sich 
um Unternehmen in Schwierigkeiten handelt). Das Krite­
rium ist von den Banken zu verifizieren. 

Beihilfen betreffend die Verwaltungsbezirke Rhodope, 
Evros, Xanthi und Dodekanes sowie die Inseln Lesbos, 

Samos und Chios 

(44) Erlass Nr. 1648/B.22/13.1.1994 sieht Folgendes vor: 

a) Für neues Umlaufkapital, das ab dem 1.4.1993 Hand­
werks-, Industrie-, Bergbau-, industriellen Viehzucht-, 
Hotel-, Schiffbau- und Schifffahrtunternehmen, die 
unabhängig von ihrem Gesellschaftssitz in den Ver­
waltungsbezirken Xanthi, Rhodope und Evros nieder­
gelassen sind, geliehen wird, wird zulasten des Kontos 
gemäß Gesetz 128/75 ein Zinszuschuss von zehn 
Prozentpunkten für einen Betrag bis zu 20 % des Vor­
jahresumsatzes bzw. bis zu 50 % der Aufträge des 
laufenden Geschäftsjahres für Zinsen ab dem 
1.4.1993 bis 31.3.1996 unter staatlicher Garantie 
bis zu einem Gesamtbetrag von 100 000 000 GRD 
(293 470 EUR) gewährt. 

b) Alle bis zum 31.12.1993 bestehenden fälligen oder 
nicht fälligen Verbindlichkeiten aus Darlehen für feste 
Vermögenswerte und Umlaufkapital, die Handwerks-, 
Industrie-, Bergbau-, industrielle Viehzucht-, Hotel-, 
Schiffbau- und Schifffahrtunternehmen in der Region 
Thrakien belasten, werden in ein neues Darlehen um­
gewandelt, das innerhalb von zehn Jahren mit gleich 
hohen halbjährlichen Tilgungs- und Zinsraten über 
das Konto gemäß Gesetz 128/75 unter staatlicher 
Garantie abzulösen ist. 

c) Die Umschuldung beinhaltet die bis zum 31.12.1992 
angelaufenen Verzugszinsen für Kredite für feste Ver­
mögenswerte und Umlaufkapital. 

(45) Die Rentabilität der Unternehmen muss nach der Um­
schuldung gewährleistet sein (dies bedeutet, dass es sich 
um Unternehmen in Schwierigkeiten handelt). Das Krite­
rium ist von den Banken zu verifizieren. 

(46) Erlass Nr. 1648/B.22/13.1.1994 wurde durch die Erlasse 
Nr. 4237/B.664/6.4.1994, 235/B.21/4.1.1995, 44678/ 
B.1145/3.7.1995, 14946/B.566/30.4.1996, 44446/ 
B.1613/24.12.1996, 32576/B.1282/9.10.1997 ( 13 ), 
11362/B.472/7.4.1997, 40412/B.1677/9.12.1997 ( 14 ), 
42998/B.2026/15.12.1998, 19954/B.957/7.6.1999, 
10123/B.507/17.3.1999, 6244/B.270/18.2.2000 und 
35913/B.2043/24.10.2000 ( 15 ) geändert. Diese Erlasse re­
geln technische Parameter wie etwa Zinszuschüsse, rück­
zahlungsfreie Zeit, Tilgungsdauer der Kredite sowie Fäl­
ligkeit der ungetilgten Raten. 

(47) Erlass Nr. 2003341/683/0025/17.2.94 sieht eine staatli­
che Garantie bis zu einem Gesamtbetrag von 
100 000 000 GRD (293 470 EUR) je Unternehmen für 
Kredite vor, die ab dem 1.4.1993 zur Bildung von Um­
laufkapital an Handwerks-, Industrie-, Bergbau-, indus­
trielle Viehzucht-, Hotel-, Schiffbau- und Schifffahrtunter­
nehmen, die unabhängig von ihrem Gesellschaftssitz in 
den Verwaltungsbezirken Xanthi, Rhodope und Evros 
niedergelassen sind, vergeben werden, sowie für die Ver­
bindlichkeiten (je nach Hauptforderung und Zinsen), die 
sich aus der Umschuldung der am 31.12.1993 bestehen­
den Verbindlichkeiten aus älteren Krediten gemäß den 
Bestimmungen und Voraussetzungen des Erlasses Nr. 
1648/G.G.54/B.22/13.1.94 ergeben. 

(48) Erlass Nr. 2003341/683/0025/17.2.94 wurde durch die 
Erlasse Nr. 2022973/3968/0025/18.5.94, 2043231/ 
6673/0025/11.7.95, 2030175/4446/0025/10.6.1996, 
2087184/49/0025/11.7.97, 2016123/2133/0025/ 
6.3.1998, 2090373/11216/0025/1.6.98 ( 16 ), 2/21857/ 
0025/7.10.1999, 2/14774/0025/31.5.2000, 2/82257/ 
0025/18.12.2000, 2/7555/0025/25.5.2001, 2/61352/ 
0025/31.1.2002 und 2/64046/0025/2003/28.1.2004 
geändert. Diese Erlasse sehen die Gewährung einer staat­
lichen Bürgschaft unter Umsetzung der Maßnahmen vor, 
wie sie in den Erlassen zur Änderung des Erlasses Nr. 
1648/B.22/13.1.1994 (siehe Erwägungsgrund 46) fest­
gelegt sind. 

(49) Erlass Nr. 2/82257/0025/18.12.2000 stellt klar, dass die 
Rentabilität der Unternehmen gewährleistet sein muss, 
bevor die in Rede stehenden Bestimmungen zur Anwen­
dung gelangen (und nicht erst nach der Umschuldung 
wie im Fall der anderen im vorliegenden Beschluss auf­
geführten Erlasse). Folglich handelt es sich um Unterneh­
men, die sich nicht in Schwierigkeiten befinden. 

(50) Erlass Nr. 2041901/16.5.1989 sieht vor, dass Handels- 
und Handwerksunternehmen mit Sitz in den Verwal­
tungsbezirken Evros, Lesbos, Samos, Chios und Dodeka­
nes zulasten des gemeinsamen Kontos gemäß Gesetz 
128/75 ein Zinszuschuss von drei Prozentpunkten 
(3 %) für Restverbindlichkeiten aus ab dem 1.4.1989 
zur Bildung von Umlaufkapital aufgenommenen Krediten 
gewährt wird. 

(51) Erlass Nr. 2078809/10.10.1989 sieht vor, dass Handels- 
und Handwerksunternehmen mit Sitz in den Verwal­
tungsbezirken Rhodope, Xanthi und Samos zulasten des 
gemeinsamen Kontos gemäß Gesetz 128/75 ein Zins­
zuschuss von drei Prozentpunkten (3 %) für Restverbind­
lichkeiten aus ab dem 1.4.1989 zur Bildung von Umlauf­
kapital aufgenommenen Krediten gewährt wird. 

(52) Die Erlasse Nr. 9034/B.289/10.2.2003 und 37497/ 
B.1232/2.6.2003 ergänzen die unter Erwägungsgrund 
50 und 51 angeführten Erlasse und erläutern den An­
wendungsbereich sowie bestimmte technische Parameter 
der vorgesehenen Zinszuschüsse.
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( 13 ) Geändert durch Erlass Nr. 43407/B.2428/19.12.2000, der durch Erlass 
Nr. 33951/B.1498/10.10.2001 geändert wurde, der seinerseits durch 
Erlass Nr. 75113/B.2455/11.11.2003 geändert wurde. 

( 14 ) Änderung durch Erlass Nr. 44247/B.2108/23.12.1998. 
( 15 ) Änderung durch Erlass Nr. 42567/B.1770/4.12.2001. ( 16 ) Änderung durch Erlass Nr. 2/42929/0025/7.10.1999.



III. GRÜNDE FÜR DIE EINLEITUNG DES FÖRMLICHEN 
PRÜFVERFAHRENS 

(53) Im Hinblick auf die drei vorerwähnten Beihilferegelungen 
hegt die Kommission nicht nur Zweifel am Nichtvorhan­
densein staatlicher Beihilfen, sondern auch an der Ver­
einbarkeit der ihrer Ansicht nach tatsächlich bestehenden 
Beihilfen mit dem Binnenmarkt. 

a) Begründung der ersten Verfahrenseinleitung 

(54) Die erste Verfahrenseinleitung erfolgte aus den nachste­
henden kumulativen Gründen: 

a) In ihrer Stellungnahme zu den fraglichen Beihilfen 
erklärten die griechischen Behörden, dass sie die Er­
lasse, die die Rechtsgrundlage der Beihilfen darstellten, 
nicht gemeldet hätten, da diese Beihilfen ihrer Auffas­
sung nach keine staatlichen Beihilfen im Sinne von 
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag seien. Weiterhin führ­
ten sie an, dass ihnen zwar die genaue Zahl der Be­
günstigten nicht bekannt sei, die Beträge der in Rede 
stehenden Beihilfen aber aller Wahrscheinlichkeit nach 
unter die De-minimis-Regel fielen. 

b) Da die De-minimis-Regel in dem Zeitraum, in dem die 
Beihilfen gewährt wurden, im Agrarsektor nicht galt 
und die Erlasse, die die Rechtsgrundlage der fraglichen 
Beihilfen bilden, auf Unternehmen mit Liquiditätseng­
pässen ausgerichtet waren, vertrat die Kommission die 
Ansicht, dass die Beihilfen im Lichte der Regeln zu 
untersuchen seien, die seit dem Inkrafttreten des ers­
ten der genannten Erlasse für die Rettung und Um­
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten 
galten; anhand der vorliegenden Informationen ließ 
sich jedoch nicht ermitteln, ob diese Regelungen ein­
gehalten wurden. 

c) In Bezug auf den Agrarsektor konnte anhand der vor­
liegenden Angaben nicht festgestellt werden, ob die 
staatliche Bürgschaft unter Einhaltung der Regeln ge­
währt wurde, die für staatliche Beihilfen in Form von 
Bürgschaften seit dem Inkrafttreten des ersten der ge­
nannten Erlasse galten. 

d) In den Sektoren Industrie und Handwerk galt zwar die 
De-minimis-Regel, doch da den griechischen Behörden 
die Zahl der Begünstigten der in den Erlassen genann­
ten Maßnahmen nicht bekannt war und die Höchst­
beträge für De-minimis-Regeln über einen Dreijahres­
zeitraum und nicht für Einzeloperationen berechnet 
werden, ließ sich nicht feststellen, ob die in den Er­
lassen vorgesehenen Beihilfen tatsächlich unter die De- 
minimis-Regel fallen können. In diesem Zusammen­
hang waren die Beihilfen auch unter der Berücksich­
tigung der Regeln zu untersuchen, die seit dem In­
krafttreten der ersten der genannten Erlasse für die 
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten galten. Anhand der vorliegenden An­
gaben ließ sich jedoch nicht ermitteln, ob diese Regeln 
eingehalten wurden. 

e) In keinem der Sektoren ließ sich anhand der vorlie­
genden Informationen feststellen, ob die staatliche 
Bürgschaft unter Einhaltung der Regeln gewährt wur­
de, die für staatliche Beihilfen in Form von Bürgschaf­
ten seit dem Inkrafttreten des ersten der genannten 
Erlasse galten. 

b) Begründung der zweiten Verfahrenseinleitung 

(55) Die zweite Verfahrenseinleitung erfolgte aus den nachste­
henden kumulativen Gründen: 

a) In ihrer Stellungnahme zu den fraglichen Beihilfen 
erklärten die griechischen Behörden, dass ihnen zwar 
die genaue Zahl der Begünstigten nicht bekannt sei, 
die Beträge der fraglichen Beihilfen aber aller Wahr­
scheinlichkeit nach unter die De-minimis-Regel fielen. 
Abgesehen davon, dass die De-minimis-Regel bis zum 
1. Januar 2005 im Agrarsektor keine Anwendung 
fand, standen der Kommission keine Angaben zur 
Verfügung, anhand deren sie darüber hätte befinden 
können, inwieweit die den landwirtschaftlichen Betrie­
ben in Anwendung des Erlasses Nr. 66336/B.1398 
und der diesbezüglichen Änderungen zugeflossenen 
Beträge in den Anwendungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 1860/2004 der Kommission vom 6. Oktober 
2004 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 
EG-Vertrag auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsek­
tor ( 17 ) fallen könnten, durch die die De-minimis-Re­
gel im Agrarsektor eingeführt wurde. 

b) Da die vorgenannten Erlasse auf Unternehmen in 
Schwierigkeiten ausgerichtet waren, hätten die Beihil­
fen im Lichte der Regeln untersucht werden müssen, 
die seit dem Inkrafttreten des ersten der genannten 
Erlasse, d. h. dem 21. September 1993, für die Ret­
tung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten galten. Anhand der vorliegenden In­
formationen ließ sich jedoch nicht ermitteln, ob diese 
Regelungen eingehalten wurden. 

c) In Bezug auf den Agrarsektor konnte anhand der vor­
liegenden Angaben nicht festgestellt werden, ob die 
staatliche Bürgschaft unter Einhaltung der Regeln ge­
währt wurde, die für staatliche Beihilfen in Form von 
Bürgschaften seit dem 21. September 1993 galten. 

d) In den Sektoren Industrie und Handwerk galt zwar die 
De-minimis-Regel, doch da den griechischen Behörden 
die Zahl der Begünstigten der in den Erlassen genann­
ten Maßnahmen nicht bekannt war und die Höchst­
beträge für De-minimis-Regeln über einen Dreijahres­
zeitraum und nicht für Einzeloperationen berechnet 
werden, ließ sich nicht feststellen, ob die in den Er­
lassen vorgesehenen Beihilfen tatsächlich unter die De- 
minimis-Regel fallen können. In diesem Zusammen­
hang waren die Beihilfen auch unter der Berücksich­
tigung der Regeln zu untersuchen, die seit dem 
21. September 1993 für die Rettung und Umstruktu­
rierung von Unternehmen in Schwierigkeiten galten. 
Anhand der vorliegenden Angaben ließ sich jedoch 
nicht ermitteln, ob diese Regeln eingehalten wurden. 

e) In keinem der Sektoren ließ sich anhand der vorlie­
genden Informationen feststellen, ob die staatliche 
Bürgschaft unter Einhaltung der Regeln gewährt wur­
de, die für staatliche Beihilfen in Form von Bürgschaf­
ten seit dem 21. September 1993 galten.
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( 17 ) ABl. L 325 vom 28.10.2004, S. 4. Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 
wurde am 1. Januar 2008 aufgehoben und durch Verordnung (EG) Nr. 
1535/2007 der Kommission ersetzt.



c) Begründung der dritten Verfahrenseinleitung 

(56) Die dritte Verfahrenseinleitung erfolgte aus den nachste­
henden kumulativen Gründen: 

a) Die griechischen Behörden gaben wie bei der ersten 
und zweiten Verfahrenseinleitung in den von ihnen 
vorgelegten Unterlagen an, dass die Beträge der in 
Rede stehenden Beihilfen aller Wahrscheinlichkeit 
nach unter die De-minimis-Regel fielen. Abgesehen 
davon, dass die De-minimis-Regel bis zum 1. Januar 
2005 im Agrarsektor keine Anwendung fand, standen 
der Kommission keine Angaben zur Verfügung, an­
hand deren sie darüber hätte befinden können, inwie­
weit die Beträge, die den landwirtschaftlichen Betrie­
ben in Anwendung der Erlasse, die die Rechtsgrund­
lage der untersuchten Beihilferegelung bildeten, zu­
flossen, in den Anwendungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 1860/2004 fallen könnten. 

b) Da die vorgenannten Erlasse auf Unternehmen in 
Schwierigkeiten ausgerichtet waren, hätten die Beihil­
fen im Lichte der Regeln untersucht werden müssen, 
die seit dem Inkrafttreten des ersten der genannten 
Erlasse für die Rettung und Umstrukturierung von 
Unternehmen in Schwierigkeiten galten. Anhand der 
vorliegenden Informationen ließ sich jedoch nicht er­
mitteln, ob diese Regelungen eingehalten wurden. 

c) Für die Sektoren Industrie, Hotelgewerbe und Hand­
werk galt zwar die De-minimis-Regel, doch da die 
griechischen Behörden keine Angaben zur Zahl der 
Begünstigten gemacht hatten und die Höchstbeträge 
für De-minimis-Regeln über einen Dreijahreszeitraum 
und nicht für Einzeloperationen berechnet werden, 
ließ sich nicht feststellen, ob die in den Erlassen vor­
gesehenen Beihilfen tatsächlich unter die De-minimis- 
Regel fallen können. In diesem Zusammenhang waren 
die Beihilfen auch unter Berücksichtigung der Regeln 
zu untersuchen, die seit dem Inkrafttreten der ersten 
der genannten Erlasse für die Rettung und Umstruk­
turierung von Unternehmen in Schwierigkeiten galten. 
Anhand der vorliegenden Angaben ließ sich jedoch 
nicht ermitteln, ob diese Regeln eingehalten wurden. 

d) In den Sektoren Kohlebergbau und Schiffbau galt die 
De-minimis-Regel erst seit dem Inkrafttreten der Ver­
ordnung (EG) Nr. 69/2001 der Kommission vom 
12. Januar 2001 über die Anwendung der Artikel 87 
und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Beihilfen ( 18 ). 
Aus den unter Buchstabe c aufgeführten Gründen wa­
ren die die Beihilfen auch unter Berücksichtigung der 
Regeln zu untersuchen, die seit dem Inkrafttreten des 
ersten der genannten Erlasse für die Rettung und Um­
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten 
galten. Anhand der derzeit vorliegenden Informatio­
nen ließ sich jedoch nicht ermitteln, ob diese Rege­
lungen eingehalten wurden. 

e) Im Sektor Seeverkehr galt die De-minimis-Regel nicht. 
Die Beihilfen waren auch unter Berücksichtigung der 
Regeln zu untersuchen, die seit dem Inkrafttreten des 
ersten der genannten Erlasse für die Rettung und Um­
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten 
galten. Anhand der vorliegenden Informationen ließ 
sich jedoch nicht ermitteln, ob diese Regelungen ein­
gehalten wurden. 

f) In keinem der Sektoren ließ sich aufgrund der vor­
liegenden Informationen feststellen, ob die staatliche 
Bürgschaft unter Einhaltung der Regeln gewährt wur­
de, die für staatliche Beihilfen in Form von Bürgschaf­
ten seit dem Inkrafttreten des ersten der genannten 
Erlasse galten. 

g) Erlass Nr. 204901/16.5.1989 sowie die in Erwägungs­
grund 51 und 52 aufgeführten Erlasse sehen Beihilfen 
für andere Verwaltungsbezirke außer Rhodope, Evros 
und Xanthi vor, und es konnte nicht ermittelt werden, 
inwieweit das in den Erlassen vorgesehene Interventi­
onssystem eine Ausdehnung der Regelung für die drei 
genannten Verwaltungsbezirke oder eine eigenständige 
Regelung darstellte. Anhand der vorliegenden Infor­
mationen ließ sich nicht feststellen, ob die für die 
staatlichen Beihilfen geltenden Vorschriften (Vorschrif­
ten über Regionalbeihilfen oder De-minimis-Regel) 
eingehalten wurden. 

h) Für den Fall, dass die unter Buchstabe g genannten 
Erlasse eine Ausdehnung des in den Verwaltungsbezir­
ken Rhodope, Evros und Xanthi angewendeten Inter­
ventionssystems darstellten, konnte nicht festgestellt 
werden, ob die geplanten Beihilfen unter die De-mi­
nimis-Regel fallen bzw. als mit den Bestimmungen 
über die Gewährung von Beihilfen zur Rettung und 
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkei­
ten vereinbar anzusehen sind. 

i) Für den Fall, dass die unter Buchstabe g genannten 
Erlasse ein eigenständiges Interventionssystem darstell­
ten, war, da entsprechende Erläuterungen in den Er­
lassen fehlten, die Vereinbarkeit der Anwendung bei 
gesunden Unternehmen und bei Unternehmen in 
Schwierigkeiten zu prüfen, um Folgendes festzustellen: 

i) In Bezug auf Unternehmen in Schwierigkeiten 
konnte nicht ermittelt werden, ob die geplanten 
Beihilfen unter die De-minimis-Regel fallen bzw. 
als mit den Bestimmungen über die Gewährung 
von Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung 
von Unternehmen in Schwierigkeiten vereinbar an­
zusehen sind. 

ii) In Bezug auf gesunde Unternehmen konnte nicht 
ermittelt werden, ob das mithilfe eines zinsverbil­
ligten Kredits gebildete Umlaufkapital für die Fi­
nanzierung förderfähiger Investitionen im Sinne 
der einschlägigen EU-Vorschriften über regionale 
Beihilfen eingesetzt wurde.
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IV. BEMERKUNGEN DER GRIECHISCHEN BEHÖRDEN 
ZUR EINLEITUNG DES FÖRMLICHEN PRÜFVERFAH­

RENS 

a) Bemerkungen der griechischen Behörden zur ersten 
Verfahrenseinleitung 

(57) In ihrem Schreiben vom 9. August 2004 wiesen die grie­
chischen Behörden auf Folgendes hin: 

a) Die Zusammenfassung von Krediten stellt ein Verwal­
tungsinstrument dar, das keine hohen Haushaltskosten 
verursacht. 

b) Die halbjährliche Verzinsung wird bereits durch die 
Rechtsprechung des Obersten griechischen Gerichtshofs 
gestützt, der die vierteljährliche Verzinsung, die für die 
übermäßige Belastung der Schuldner verantwortlich ist, 
für illegal und missbräuchlich befand. 

c) Die Gewährung einer Bürgschaft seitens des grie­
chischen Staates ist nicht als Beihilfe anzusehen, da die 
Bürgschaft für den Hauptschuldner mit besonders stren­
gen Auflagen verbunden ist. 

d) Während des Bezugszeitraums bewegten sich die Zinsen 
in Griechenland, die erheblich über dem durchschnitt­
lichen Zinssatz in der Union lagen, trotz der Zins­
zuschüsse auf eindeutig höherem Niveau; folglich kam 
es zu keiner Wettbewerbsverzerrung, umso weniger, als 
die Rentabilität der begünstigten Unternehmen gewähr­
leistet sein musste. Die Zinszuschüsse stammten zudem 
von einem Sonderkonto außerhalb des Staatshaushalts. 

e) Die Gewährung einer rückzahlungsfreien Zeit kann 
nicht als tatsächliche Beihilfe angesehen werden, da wei­
terhin eine verzinsliche Schuld besteht. Allein der Zeit­
punkt der Rückzahlung wurde aufgrund der wirtschaft­
lichen Umstände verschoben. 

f) Erlass Nr. 72742/B1723 (siehe Erwägungsgrund 42) hat 
im Vergleich zu den bestehenden Kosten zum Zeitpunkt 
des ersten Erlasses, der die Grundlage für die Beihilfe­
regelung darstellt, keine zusätzlichen Kosten verursacht. 

g) Die gemäß Erlass Nr. 2071670/11297 vorgesehene 
Freigabe der Sicherheiten kann nicht als Unternehmens­
beihilfe angesehen werden, da die Sicherheiten an die 
entsprechende Höhe der Kredite angepasst wurden. Au­
ßerdem deckt die Bürgschaft des griechischen Staates 
nicht alle Ausgaben ab, mit denen die Banken die Darle­
hensnehmer belasten. 

h) Erlass Nr. 69836/B1451 sowie dessen Änderungen be­
zogen sich auf Unternehmen im verarbeitenden Sektor 
allgemein und nicht speziell auf verarbeitende Unter­
nehmen im Agrarsektor, die durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 866/90 des Rates vom 29. März 1990 zur 
Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungs­
bedingungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse ( 19 ), 
die Verordnung (EG) Nr. 951/97 des Rates vom 20. Mai 
1997 zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Ver­
marktungsbedingungen landwirtschaftlicher Erzeugnis­
se ( 20 ) und die Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Ra­
tes vom 17. Mai 1999 über die Förderung der Entwick­
lung des ländlichen Raums durch den Europäischen Aus­
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 

(EAGFL) ( 21 ) abgedeckt sind. Die Umsetzung der Verord­
nungen erfolgte im Rahmen der operationellen Pro­
gramme des zweiten und dritten gemeinschaftlichen 
Förderkonzepts. Unternehmen, die Investitionen ge­
tätigt und daher vom griechischen Ministerium für 
Agrarentwicklung und Lebensmittel eine Beihilfe erhal­
ten hatten, fielen nicht unter die Umschuldungsrege­
lung, da dies nicht vorgesehen war. Auch die De-mini­
mis-Regel fand hier keine Anwendung, da, um eine Bei­
hilfe zu erhalten, bereits ein Projekt abgeschlossen bzw. 
die entsprechenden Ausgaben getätigt sein mussten. 

i) Die Bezugnahme auf die De-minimis-Regel diente ledig­
lich dem Zweck, einen Überblick über die Höhe der Bei­
hilfen zu geben, die größtenteils unterhalb der De-mini­
mis-Obergrenze lagen, ohne dass der Agrarsektor ge­
sondert angeführt wurde. 

j) Das Kriterium der „Rentabilität nach der Umschuldung“ 
hat die Gesamtbewertung der Rentabilität des Unterneh­
mens durch das Kreditinstitut in der Praxis nicht beein­
flusst, da die Entscheidung über die Anwendung bzw. 
Nichtanwendung der Umschuldung unmittelbar nach 
der Erstellung der Rentabilitätsstudie getroffen wurde. 

k) Die in Rede stehende Regelung bezog sich auf ältere 
Kredite und stellte keine Finanzierung für neue Investi­
tionen dar. 

l) In Bezug auf das kumulative Subventionsäquivalent ist 
festzustellen, dass die überwältigende Mehrheit der Ein­
zelbeihilfen eine geringe Höhe aufwies und es sich bei 
den Gebieten der Niederlassung (Kastoria und Euböa) im 
Sinne der Richtlinie 75/268/EWG des Rates vom 
28. April 1975 über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten ( 22 ) um be­
nachteiligte Gebiete handelte. Das gesamte Land fällt 
unter das Ziel 1. 

m) Die Zinshöhe für die neuen Kredite entsprach dem Zins­
satz der letzten Emission verzinster Schuldtitel des grie­
chischen Staates. Der Zinszuschuss bezog sich nicht auf 
die gesamte Dauer der Regelung, sondern nur auf die 
ersten entscheidenden Jahre. Die Differenz der entspre­
chenden Zinssätze war nicht sehr bedeutend (1 bis 2 
Prozentpunkte). 

n) Das System der Zinsvergünstigung galt vom 30. Juni 
1993 bis zum 30. Juni 2003. 

b) Bemerkungen der griechischen Behörden zur zweiten 
Verfahrenseinleitung 

(58) In ihrem Schreiben vom 18. August 2005 trugen die grie­
chischen Behörden die nachfolgenden Argumente vor, von 
denen die meisten bereits in den Bemerkungen zur ersten 
Verfahrenseinleitung (siehe vorherigen Erwägungsgrund) 
angeführt wurden: 
a) Die Zusammenfassung von Krediten stellt ein Verwal­

tungsinstrument dar, das keine hohen Haushaltskosten 
verursacht. (Es wird hinzugefügt, dass es bei dieser Rege­
lung nicht um die selektive Gewährung von Beihilfen 
ging). 

b) Die halbjährliche Verzinsung wird bereits durch die 
Rechtsprechung des Obersten griechischen Gerichtshofs 
gestützt, der die für die übermäßige Belastung der Schuld­
ner verantwortliche vierteljährliche Verzinsung für illegal 
und missbräuchlich befand.
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c) Während des Bezugszeitraums lagen die Zinsen in 
Griechenland trotz der Zinszuschüsse weiterhin über 
dem Zinsniveau in der Gemeinschaft. 

d) Die Gewährung einer Bürgschaft seitens des grie­
chischen Staates ist nicht als Beihilfe anzusehen, da 
diese bei Abruf mittels Zwangsmaßnahmen, die für 
den Hauptschuldner besonders belastend sind, geltend 
gemacht wird. 

e) Für die Verzugszinsen und Zinszuschüsse wurde ein 
Sonderkonto (Konto gemäß Gesetz 128/75) außerhalb 
des Staatshaushalts belastet. 

f) Die Gewährung einer rückzahlungsfreien Zeit kann 
nicht als tatsächliche Beihilfe angesehen werden, da 
weiterhin eine verzinsliche Schuld besteht. Allein der 
Zeitpunkt der Rückzahlung wurde aufgrund der wirt­
schaftlichen Umstände verschoben. 

g) Erlass 66336/B.1398/1993 sah in seiner geänderten 
Form für in den Verwaltungsbezirken Florina und 
Kilkis niedergelassene Unternehmen eine mögliche 
Anwendung ohne hohe Kosten für den Haushalt 
und unter der Voraussetzung vor, dass die Unterneh­
men für leistungsfähig befunden wurden. Es wurde 
folglich nicht gegen die Wettbewerbsbestimmungen 
im Sinne von Artikel 87 EG-Vertrag verstoßen. Zu 
berücksichtigen ist außerdem, dass die Verwaltungs­
bezirke Florina und Kilkis an die Ehemalige Jugosla­
wische Republik Mazedonien grenzen und im Bezugs­
zeitraum (1990er Jahre) durch die Instabilität und den 
Kriegszustand in dieser Region stark belastet waren. 

h) Schließlich bezieht sich der vorerwähnte Erlass auf 
Unternehmen in den Sektoren Industrie und Hand­
werk. Nach Angaben der griechischen Behörden wa­
ren Agrarbetriebe nicht davon betroffen. 

c) Bemerkungen der griechischen Behörden zur dritten 
Verfahrenseinleitung 

(59) In ihrem Schreiben vom 10. Mai 2006 brachten die grie­
chischen Behörden folgende Argumente vor: 

a) In den Verwaltungsbezirken, auf die sich die fragli­
chen Erlasse bezogen, herrschten schwierige wirt­
schaftliche Bedingungen, die von einer erheblichen 
Unterbeschäftigung und im Vergleich zu den übrigen 
Landesteilen von einer hohen Arbeitslosenrate ge­
kennzeichnet waren. Unter diesen Umständen wirkten 
sich die kriegerischen Auseinandersetzungen in den 
Nachbarstaaten (z. B. Kosovo) negativ aus. Es lag folg­
lich keine Wettbewerbsverzerrung vor. Die für finan­
zielle Leistungen in Form von Umschuldungen bzw. 
Zinsvergünstigungen gemäß Artikel 87 Absatz 3 
Buchstaben a und c EG-Vertrag vorgesehene Ausnah­
meregelung konnte somit Anwendung finden. 

b) Die Beihilfen waren auf die Lösung von Problemen, 
etwa in Bezug auf die fehlende Dynamik der lokalen 
Märkte, die Rezession auf dem Arbeitsmarkt, den 
Rückgangs der Nachfrage, und gleichzeitig das Errei­
chen langfristiger Ziele zur Förderung des Wirtschafts­
wachstums ausgerichtet. 

c) Zu dem von der Kommission angeführten Argument, 
dass der gemeinschaftliche Handel aufgrund des star­
ken Wettbewerbs im Agrarsektor verfälscht werden 

könnte, ist festzustellen, dass von den zu prüfenden 
Erlassen nur Erlass Nr. 1648/B22/13.1.1994 Hinweise 
auf industrielle Viehzuchtbetriebe enthält. Die Fleisch­
produktion machte in den Verwaltungsbezirken Evros, 
Xanthi und Rhodope zudem nur einen geringen Teil 
der landwirtschaftlichen Produktion aus. Das Brutto­
inlandsprodukt (BIP) (absolut und pro Kopf) war trotz 
eines Anstiegs im Vergleich zum Landesdurchschnitt 
sehr niedrig. 

d) In den Erlassen Nr. 2041901/16.5.1989 und Nr. 
2078809/1989, die Zinszuschüsse für Kredite zur Bil­
dung von Umlaufkapital für in den Verwaltungsbezir­
ken Lesbos, Samos, Chios und Dodekanes niedergelas­
sene Unternehmen vorsehen, ist auch festgelegt, dass 
die Rentabilität der Unternehmen sowohl vor als auch 
nach der Umschuldung gewährleistet sein muss. 

e) Die zuständigen griechischen Behörden wurden auf­
gefordert, Angaben zu den Begünstigten und zur 
Höhe der Beihilfebeträge vorzulegen. Doch diese 
konnten die gewünschten Angaben nicht erheben. 

f) Die Bezuschussung der Kreditzinsen erfolgt über das 
Konto gemäß Gesetz 128/75. Dabei handelt es sich 
nicht um staatliche Finanzmittel, da das Konto in 
erster Linie der Umverteilung dient. 

d) Schreiben der griechischen Behörden vom 15. und 
29. März 2011 

(60) In ihren Schreiben vom 15. und 29. März 2011 wiesen 
die griechischen Behörden zunächst darauf hin, dass die 
den Beihilferegelungen zugrunde liegenden Erlasse an fol­
genden Daten abgelaufen sind: 

a) 30. Juni 2003 — Erlass Nr. 69836/B1461 (Verwal­
tungsbezirke Kastoria und Euböa), 

b) 30. Juni 2000 — Erlass Nr. 66336/B/398/14-9-1993) 
(Verwaltungsbezirke Florina und Kilkis), 

c) 31. Dezember 2005 — Erlass Nr. 1648/B.22/13.1.94 
(Verwaltungsbezirke Xanthi, Rhodope und Evros), 

d) 31. Dezember 2004 — Erlass Nr. 2041901/16-5- 
1989 (Verwaltungsbezirke Rhodope, Evros, Xanthi 
und Dodekanes sowie die Inseln Lesbos, Samos und 
Chios). 

(61) In der Folge erläuterten die griechischen Behörden, dass 
sich das Kriterium der Rentabilität der Unternehmen 
nach der Umschuldung nicht ausschließlich auf die Un­
ternehmensrentabilität nach der Umschuldung, sondern 
vielmehr auf eine Gesamteinschätzung der Rentabilität 
vor und nach der Umschuldung bezog. 

(62) Die beiden vorgenannten Schreiben enthalten Tabellen 
mit Angaben zum Beihilfeäquivalent der fraglichen Bei­
hilfen, die von den jeweiligen begünstigten Unternehmen 
in Anspruch genommen wurden, um den prozentualen 
Anteil der Unternehmen aufzuzeigen, deren Beihilfen un­
ter die De-minimis-Regel fallen könnten. Wie die grie­
chischen Behörden weiter ausführten, bezogen sich die 
Angaben zu den Beihilfen, die aufgrund des Erlasses Nr. 
2041901/16.5.1989 (Verwaltungsbezirke Xanthi, Rhodo­
pe, Evros, Samos, Lesbos, Chios und Dodekanes) sowie
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des Erlasses Nr. 1648/B.22/13.1.94 (Verwaltungsbezirke 
Xanthi, Rhodope und Evros) gewährt wurden, nur auf 
den Zeitraum 2004-2007. Die Angaben zu den aufgrund 
des Erlasses Nr. 69836/B1461 (Verwaltungsbezirke Kas­
toria und Euböa) gewährten Beihilfen betreffen den Zeit­
raum 1993-1998, während sich die Beihilfen gemäß Er­
lass Nr. 66336/B/398/14-9-1993 (Verwaltungsbezirke 
Florina und Kilkis) auf den Zeitraum 1993-2001 bezie­
hen. Die Angaben wurden zwar von allen Kreditinstituten 
angefordert, jedoch nicht von allen übermittelt. Die grie­
chischen Behörden gehen allerdings davon aus, dass die 
zur Verfügung stehenden Zahlenangaben annähernd der 
Gesamthöhe der gewährten Zuschüsse entsprechen, da 
die Banken, die diese Angaben zur Verfügung gestellt 
haben, für den größten Teil der Darlehensnehmer in 
den genannten Verwaltungsbezirken zuständig sind. 
Nach Aussage der griechischen Behörden zeigt die Aus­
wertung der Informationen, dass die Beihilfen je nach 
Dreijahreszeitraum und Erlass in 73,55 % bis 99,46 % 
der Fälle unter der Obergrenze der De-minimis-Regel lie­
gen. 

(63) Schließlich erklärten die griechischen Behörden, dass die 
Regelungen nicht für Unternehmen galten, die in den 
Bereichen Produktion, Verarbeitung und Vermarktung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind, und dass sich 
der Begriff „Bergbauunternehmen“ in der Praxis auf Un­
ternehmen im Bereich der Verarbeitung von Marmor und 
Stein bezog. 

V. WÜRDIGUNG DER BEIHILFE 

V.I. VORLIEGEN EINER STAATLICHEN BEIHILFE 

(64) Gemäß Artikel 107 Absatz 1 AEUV sind staatliche oder 
aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher 
Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unterneh­
men oder Produktionszweige den Wettbewerb verfäl­
schen oder zu verfälschen drohen, mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwi­
schen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. Streng genommen 
entsprechen die streitigen Beihilfen dieser Definition in­
sofern, als sie vom Staat bzw. aus staatlichen Mitteln 
gewährt werden, auf bestimmte Unternehmen (Landwirt­
schafts-, Handwerks-, Industrie-, Hotel- und Bergbau­
unternehmen — siehe Erwägungsgrund 63 — sowie 
Schiffbau- und Schifffahrtunternehmen in den genannten 
Verwaltungsbezirken) ausgerichtet sind, die durch be­
stimmte Maßnahmen wie Kreditumschuldung, Rückzah­
lungserleichterung durch Laufzeitverlängerung, Zins­
zuschuss bzw. sogar die Gewährung von Bürgschaften 
begünstigt werden, und damit den Handel beeinträchti­
gen ( 23 ) und den Wettbewerb verfälschen ( 24 ) können. 

(65) Die griechischen Behörden versuchten nachzuweisen, 
dass die in Frage stehenden Beihilfen unter die De-mini­
mis-Regel fallen könnten und somit keine staatlichen Bei­
hilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar­
stellen. Abgesehen davon, dass die De-minimis-Regel 
während der Geltungsdauer der Erlasse, die die rechtliche 
Grundlage der fraglichen Beihilfen darstellen, nicht in 
allen entsprechenden Sektoren Anwendung fand (einer 
der Gründe, auf den die Einleitung des Verfahrens zu­
rückzuführen ist), sind die Angaben, wie die Behörden 
selbst einräumen (siehe Erwägungsgrund 62), lückenhaft. 
Außerdem variieren die Beträge der De-minimis-Beihilfen 
je nach Sektor (Industrie- und Agrarsektor weisen Unter­
schiede auf), während die vorgelegten Tabellen den Ein­
druck entstehen lassen, dass sich die griechischen Behör­
den dieses Unterschieds nicht ausreichend bewusst waren. 
Schließlich weist die Kommission darauf hin, dass die 
vorerwähnten Tabellen — ungeachtet der Stellungnahme 
der griechischen Behörden, wonach die in den Bereichen 
Produktion, Verarbeitung und Vermarktung von land­
wirtschaftlichen Erzeugnissen tätigen Unternehmen nicht 
unter die streitigen Beihilferegelungen fielen — klar er­
kennen lassen, dass bestimmte Unternehmen in den be­
treffenden Tätigkeitsbereichen tatsächlich Beihilfeempfän­
ger waren und davon ausgegangen wurde, dass die Bei­
hilfen unter eine De-minimis-Regelung fallen, obwohl sie 
gleichzeitig offenkundig die zulässige Obergrenze über­
schritten. 

(66) Die Kommission erinnert daran, dass jede Einzelbeihilfe, 
die kraft der Beihilferegelung gewährt wird und zum 
Zeitpunkt ihrer Gewährung die Voraussetzungen einer 
gültigen De-minimis-Regelung erfüllt, nicht als staatliche 
Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV an­
zusehen ist. 

(67) Als die griechischen Behörden damit begannen, die in 
Rede stehenden Beihilfen zu gewähren, gab es in der 
Union noch keine Vorschriften für De-minimis-Beihilfen 
im Agrarsektor. 

(68) Die ersten einschlägigen Vorschriften wurden mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 ( 25 ) erlassen. 

(69) Gemäß Verordnung (EG) Nr. 1860/2004, die sowohl die 
landwirtschaftliche Primärerzeugung als auch die Ver­
arbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug­
nisse abdeckt, beeinträchtigen Beihilfen, die pro Leis­
tungsempfänger innerhalb eines Dreijahreszeitraums ei­
nen Betrag von 3 000 EUR nicht übersteigen, weder 
den Handel unter den Mitgliedstaaten noch verfälschen 
sie oder drohen sie den Wettbewerb zu verfälschen. Sie 
fallen daher nicht in den Anwendungsbereich von Arti­
kel 107 Absatz 1 AEUV. 

(70) Nach Maßgabe des Artikels 5 der Verordnung (EG) Nr. 
1860/2004 gilt dasselbe auch für Beihilfen, die vor dem 
Inkrafttreten der Verordnung gewährt wurden, sofern sie 
die gemäß Artikel 1 und 3 der Verordnung festgelegten 
Vorgaben erfüllen. 

(71) Am 1. Januar 2008 wurde Verordnung (EG) Nr. 
1860/2004 durch Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 der
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( 23 ) Jede Beihilfemaßnahme, die einen Vorteil zugunsten eines Unternehmens 
in einem für den Handel offenen Sektor (wie z. B. dem Agrar- und 
Industriesektor) darstellt oder Kunden aus anderen Mitgliedstaaten (wie 
z. B. im Hotelsektor) anziehen kann, hat Auswirkungen auf die Handels­
ströme. Im Agrarsektor belief sich der Anteil Griechenlands am inner­
gemeinschaftlichen Handel auf 13,684 Mrd. EUR bei den Einfuhren und 
auf 19,31 Mrd. EUR bei den Ausfuhren. 

( 24 ) Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs reicht bereits 
allein die Tatsache, dass die Wettbewerbsposition eines Unternehmens 
durch die Gewährung eines Vorteils, den es unter den regulären Markt­
bedingungen nicht hätte erreichen können und der konkurrierenden 
Unternehmen nicht gewährt wird, verbessert wird, aus, um eine Wett­
bewerbsverzerrung nachzuweisen (EuGH, Urteil vom 17. September 
1980, Rechtssache 730/79, Philip Morris/Kommission, Slg. 1980, S. 2671; 
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Kommission vom 20. Dezember 2007 über die Anwen­
dung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-minimis- 
Beihilfen im Agrarerzeugnissektor ( 26 ) ersetzt. Aufgrund 
der Verordnung wurde der Betrag für De-minimis-Beihil­
fen gleich welcher Art und Zielrichtung auf 7 500 EUR je 
Empfänger bezogen auf einen Zeitraum von drei Jahren 
— unterhalb der Höchstgrenze von 0,75 % des jährlichen 
Produktionswerts des Agrarsektors je Mitgliedstaat — an­
gehoben. 

(72) Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 
sieht Folgendes vor: „Diese Verordnung gilt für die Bei­
hilfen, die vor dem 1. Januar 2008 Unternehmen des 
Agrarerzeugnissektors gewährt werden, sofern die Beihil­
fen alle in den Artikeln 1 bis 4 der Verordnung fest­
gelegten Voraussetzungen erfüllen, ausgenommen den 
ausdrücklichen Verweis auf die vorliegende Verordnung 
gemäß Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1.“ Die Verord­
nung findet jedoch nur auf die landwirtschaftliche Pri­
märerzeugung Anwendung. 

(73) Im Bereich der Verarbeitung und Vermarktung landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse gilt die De-minimis-Regel, die 
kraft der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommis­
sion vom 15. Dezember 2006 über die Anwendung der 
Artikel 87 und 88 des Vertrags auf De-minimis-Beihilfen 
seit dem 1. Januar 2007 Anwendung findet ( 27 ). 

(74) Gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1998/2006 stellen Beihilfen bis zu einem Betrag von 
200 000 EUR je Empfänger bezogen auf einen Zeitraum 
von drei Jahren weder eine Beeinträchtigung des Handels 
unter den Mitgliedstaaten noch eine Verzerrung bzw. 
drohende Verzerrung des Wettbewerbs dar. Die Beihilfen 
fallen daher nicht in den Anwendungsbereich von Arti­
kel 107 Absatz 1 AEUV. 

(75) In Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1998/2006 heißt es: „Diese Verordnung gilt auch für 
Beihilfen, die vor ihrem Inkrafttreten an Unternehmen 
des Transportsektors sowie an Unternehmen, die im Sek­
tor der Verarbeitung und Vermarktung von landwirt­
schaftlichen Erzeugnissen tätig sind, gewährt wurden, so­
fern die Beihilfen die Voraussetzungen in Artikel 1 und 2 
erfüllen.“ 

(76) Vor diesem Hintergrund sieht die Kommission Beihilfen, 
die kraft der hier geprüften Erlasse gewährt wurden und 
die nachstehend angeführten Beträge pro Empfänger 
nicht überschreiten, nicht als staatliche Beihilfen an: 

a) Landwirtschaftliche Primärerzeugung: 3 000 EUR in­
nerhalb eines Zeitraums von drei Jahren, sofern die 
Beihilfen zum Zeitpunkt der Gewährung den Bestim­
mungen der Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 ent­
sprachen, oder 7 500 EUR innerhalb eines Zeitraums 
von drei Steuerjahren, sofern die Beihilfen zum Zeit­
punkt der Gewährung den Bestimmungen der Verord­
nung (EG) Nr. 1535/2007 entsprachen. 

b) Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse: 3 000 EUR innerhalb eines Zeitraums 
von drei Jahren, sofern die Beihilfen zum Zeitpunkt 
der Gewährung den Bestimmungen der Verordnung 

(EG) Nr. 1860/2004 entsprachen, oder 200 000 EUR 
innerhalb eines Zeitraums von drei Steuerjahren, so­
fern die Beihilfen zum Zeitpunkt der Gewährung den 
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 
entsprachen. 

(77) Die Kommission betont, dass Unternehmen in Schwierig­
keiten nicht unter den Anwendungsbereich der Verord­
nungen (EG) Nr. 1998/2006 und (EG) Nr. 1535/2007 
fallen. 

(78) In den übrigen Sektoren außer dem Agrarsektor (d. h. in 
diesem Fall in den im vorliegenden Erlass angeführten 
Sektoren mit Ausnahme des Sektors Schiffbau, der in 
Erwägungsgrund 80 und 81 ( 28 ) behandelt wird) wurde 
die in der Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 1992 
über den Gemeinschaftsrahmen für kleine und mittlere 
Unternehmen ( 29 ) angeführte De-minimis-Regel zum 
Zeitpunkt der Gewährung der in Frage stehenden Beihil­
fen angewandt. Darin heißt es, „somit [werden] einmalige 
Beihilfezahlungen bis zu 50 000 ECU einschließlich für 
eine bestimmte Kategorie von Ausgaben sowie Beihilfe­
regelungen, nach denen Beihilfezahlungen an Unterneh­
men für eine bestimmte Kategorie von Ausgaben inner­
halb eines dreijährigen Zeitraums auf diesen Betrag be­
grenzt sind, als nicht mehr anmeldungspflichtig nach 
Artikel 93 Absatz 3 EG-Vertrag ( 30 ) angesehen. Bedin­
gung ist, dass im Einzelvergabebescheid bzw. in der Bei­
hilferegelung ausdrücklich festgelegt ist, dass der Beihilfe­
betrag einschließlich jeder weiteren Beihilfe, die dasselbe 
Unternehmen eventuell für dieselbe Ausgabenart aus an­
deren Quellen oder aufgrund anderer Regelungen erhält, 
50 000 ECU nicht überschreiten darf.“ Die Regelung 
wurde im Anschluss in der Mitteilung der Kommission 
zu den De-minimis-Beihilfen im Jahr 1996 ( 31 ) (nachste­
hend „Regelungen von 1996“), wonach der Betrag der 
De-minimis-Beihilfe für denselben Zeitraum auf 100 000 
ECU festgesetzt wurde, und in der Verordnung (EG) Nr. 
69/2001, die den Betrag für den denselben Zeitraum auf 
100 000 EUR festlegte, neu formuliert. 

(79) Mit Blick auf das Auslaufen der hier geprüften Regelun­
gen (das letzte Ablaufdatum ist der 31. Dezember 2005) 
und die fehlende Rückwirkung bei der Anwendung der 
gesetzlichen Regelungen im Hinblick auf die in Erwä­
gungsgrund 78 angeführten Sektoren sieht die Kommis­
sion Beihilfen, die kraft der geprüften Erlasse gewährt 
wurden und die folgenden Beträge je Empfänger nicht 
übersteigen, nicht als staatliche Beihilfen an: 

a) 50 000 ECU innerhalb eines dreijährigen Zeitraums in 
der Zeit vom 19. August 1992 bis 5. März 1996, 
sofern die Beihilfen zum Zeitpunkt ihrer Gewährung 
den einschlägigen Regelungen von 1992 entsprachen; 

b) 100 000 ECU/EUR innerhalb des dreijährigen Zeit­
raums in der Zeit vom 6. März 1996 bis 1. Februar 
2001, sofern die Beihilfen zum Zeitpunkt ihrer Ge­
währung den Regelungen von 1996 entsprachen.
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( 26 ) ABl. L 337 vom 21.12.2007, S. 35. 
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( 28 ) Der Sektor Seeverkehr wird nicht durch die De-minimis-Regel abgedeckt, 
da er vom Anwendungsbereich der Vorschriften für die De-minimis-Bei­
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( 29 ) ABl. C 213 vom 19.8.1992, S. 2. 
( 30 ) Später Artikel 108, Absatz 3 AEUV. 
( 31 ) ABl. C 68 vom 6.3.1996, S. 9.



c) 100 000 EUR innerhalb eines dreijährigen Zeitraums 
in der Zeit vom 2. Februar 2001 bis 31. Dezember 
2005, sofern die Beihilfen zum Zeitpunkt ihrer Ge­
währung den einschlägigen Bestimmungen der Ver­
ordnung (EG) Nr. 69/2001 entsprachen. 

(80) Im Sektor Schiffbau findet die De-minimis-Regel nach 
Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 69/2001 Anwen­
dung. 

(81) Die Kommission stuft Beihilfen, die kraft der hier geprüf­
ten Erlasse gewährt wurden und einen Betrag von 
100 000 EUR je Empfänger innerhalb eines dreijährigen 
Zeitraums in der Zeit vom 2. Februar 2001 bis 30. Juni 
2007 nicht überschreiten, nicht als staatliche Beihilfen 
ein, sofern sie zum Zeitpunkt ihrer Gewährung den ein­
schlägigen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 
69/2001 entsprachen. 

(82) Die weiteren Argumente, mit denen die griechischen Be­
hörden das Nichtvorliegen von Elementen einer staatli­
chen Beihilfe zu begründen suchen, kann die Kommis­
sion aus den folgenden Gründen, die für jedes dieser 
Argumente gelten, nicht akzeptieren: 

a) Mit der Behauptung, die Zusammenfassung der Kre­
dite würde keine hohen Haushaltskosten verursachen 
(siehe insbesondere Erwägungsgrund 57 Buchstabe a 
und Erwägungsgrund 58 Buchstabe a), erkennen die 
griechischen Behörden an, dass die in Rede stehende 
Maßnahme staatliche Kosten verursacht und somit — 
anders ausgedrückt — staatliche Mittel verwendet 
werden. 

b) Bis zur Inkraftsetzung der Mitteilung über die Anwen­
dung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche 
Beihilfen in Form von Haftungsverpflichtungen und 
Bürgschaften ( 32 ) (nachstehend „Mitteilung von 2000“) 
beinhalteten alle Garantien Elemente einer staatlichen 
Beihilfe (siehe Erwägungsgrund 105 Buchstabe a). Ge­
mäß der Mitteilung von 2000 ist eine Garantie dann 
nicht als staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 107 
Absatz 1 des Vertrags anzusehen, wenn es sich bei 
den Begünstigten um Kreditnehmer handelt, die sich 
nicht in finanziellen Schwierigkeiten befinden und 
grundsätzlich in der Lage wären, ohne Eingreifen des 
Staates auf den Finanzmärkten Gelder zu Marktbedin­
gungen aufzunehmen, die Garantie an eine bestimmte 
Finanztransaktion geknüpft und auf einen festen 
Höchstbetrag beschränkt ist, höchstens 80 % des aus­
stehenden Kreditbetrages oder der sonstigen finanziel­
len Verpflichtungen (ausgenommen Schuldverschrei­
bungen und ähnliche Instrumente) deckt und von be­
grenzter Laufzeit ist, die Vergabebedingungen auf ei­
ner realistischen Risikobewertung beruhen, so dass 
sich die Garantieregelung aufgrund der von den be­
günstigten Unternehmen gezahlten Prämien aller 
Wahrscheinlichkeit nach finanziell selbst trägt, die Re­
gelung vorsieht, dass die Bedingungen künftiger Ga­
rantien und die Gesamtfinanzierung der Regelung 
mindestens einmal jährlich überprüft werden, die Prä­
mien sowohl die mit der Garantiegewährung verbun­
denen normalen Risiken als auch die Verwaltungskos­
ten der Regelung abdecken und, falls der Staat die 
Regelung bei ihrem Anlaufen mit Startkapital ausstat­
tet, diese Kosten auch eine marktübliche Kapitalren­

dite umfassen. Die griechischen Behörden haben keine 
Angaben vorgelegt, die eine Erfüllung der vorstehend 
angeführten Voraussetzungen bestätigen. 

c) Mit Blick auf die Wettbewerbsbedingungen kann die 
Gewährung einer rückzahlungsfreien Zeit (siehe Erwä­
gungsgrund 57 Buchstabe e und Erwägungsgrund 58 
Buchstabe f) nicht nur als zeitliche Verschiebung der 
Rückzahlung betrachtet werden, da sie die Kosten der 
Rückzahlung zu einem bestimmten Zeitpunkt redu­
ziert und somit dem begünstigten Schuldner eine vor­
läufige finanzielle Erleichterung verschafft. 

d) Das Konto gemäß Gesetz 128/75, das der Finanzie­
rung der Zinszuschüsse für Kredite dient (siehe Erwä­
gungsgrund 57 Buchstabe d, Erwägungsgrund 58 
Buchstabe e und Erwägungsgrund 59 Buchstabe f), 
gilt trotz der Tatsache, dass es nach Angaben der 
griechischen Behörden nicht zum griechischen Staats­
haushalt gehört, nach wie vor als staatliches Finanz­
mittel ( 33 ). 

e) Die Gewährung von Zinszuschüssen für Kredite bietet 
den von der Maßnahme betroffenen Unternehmen 
Vorteile, auch wenn die Zinsen in Griechenland 
hoch sind. 

f) Die Freigabe der für die Garantieübernahme gestellten 
Sicherheiten (siehe Erwägungsgrund 57 Buchstabe g) 
beinhaltet ungeachtet dessen, dass dem griechischen 
Staat kraft des Erlasses Nr. 2071670/11297 keine 
direkten Kosten entstehen, ein bestimmtes Element 
staatlicher Beihilfe, da der Staat mit dieser Option 
den begünstigten Unternehmen nicht nur ermöglicht, 
das Kapital zu nutzen, sondern auch auf eine für die 
Garantieübernahme erforderliche Gegenleistung ver­
zichtet. 

g) Das damalige hohe Zinsniveau in Griechenland (siehe 
Erwägungsgrund 57 Buchstabe d) impliziert nicht, 
dass keine Beihilfen vorlagen, da unabhängig von 
den wirtschaftlichen Umständen, in denen die Zu­
schussregelungen angewendet wurden, allein die Tat­
sache ihrer Gewährung die Empfänger von Lasten frei­
stellte, die sie normalerweise bei Ausübung ihrer Tä­
tigkeit hätten tragen müssen. 

(83) In Erwägung der vorstehenden Ausführungen gelangt die 
Kommission zu dem Schluss, dass Beihilfen, die sich 
nicht innerhalb der für De-minimis-Beihilfen geltenden 
Grenzen bewegen und nicht die Bedingungen gemäß Er­
wägungsgrund 68 bis 81 erfüllen, tatsächlich in den An­
wendungsbereich von Artikel 107 Absatz 1 AEUV fallen. 

V.II. VEREINBARKEIT DER BEIHILFE 

(84) In den in Artikel 107 Absätze 2 und 3 AEUV vorgese­
henen Ausnahmefällen können bestimmte Beihilfen als 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen wer­
den. 

(85) Im vorliegenden Fall ist es zweckdienlich, für jedes der 
eingeleiteten Verfahren zu prüfen, welche der Ausnah­
men im jeweiligen Bereich angewendet werden könnte 
(Differenzierung zwischen dem Agrarsektor und den üb­
rigen Bereichen).
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V.II.1 BEIHILFEN FÜR DIE VERWALTUNGSBEZIRKE KAS­
TORIA UND EUBÖA, AUF DIE SICH DIE ERSTE VER­
FAHRENSEINLEITUNG BEZIEHT 

a) Agrarsektor 

(86) Unter Berücksichtigung der Art der gewährten Beihilfen 
kommt als einziger Ausnahmetatbestand, auf den man 
sich berufen könnte, um die Vereinbarkeit der Beihilfen 
mit dem Gemeinsamen Markt zu begründen, die Aus­
nahmeregelung nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c 
AEUV in Betracht, wonach Beihilfen zur Förderung der 
Entwicklung bestimmter Wirtschaftszweige oder Wirt­
schaftsgebiete als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
betrachtet werden können, soweit sie die Handelsbedin­
gungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemein­
samen Interesse zuwiderläuft. 

(87) Da es sich bei den in Rede stehenden Beihilfen um nicht 
angemeldete Beihilfen handelt, müssen diese zur Anwen­
dung dieser Ausnahmeregelung den Regelungen über 
staatliche Beihilfen entsprechen, die zum Zeitpunkt ihrer 
Gewährung galten. Nach den Angaben der griechischen 
Behörden galten die fraglichen Beihilfen vom 30. Juni 
1993 bis 30. Juni 2003. Die Überprüfung der Vereinbar­
keit dieser Regelungen mit dem Binnenmarkt hat im 
Lichte der in diesem Zeitraum geltenden gesetzlichen Be­
stimmungen über staatliche Beihilfen zu erfolgen. 

(88) Einer der Gründe, weshalb die Kommission das Verfahren 
nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV einleitete, bestand da­
rin, dass die Beihilfen für Unternehmen in Schwierigkei­
ten vorgesehen zu sein schienen. Die griechischen Behör­
den wiesen diesbezüglich in ihrem Schreiben vom 9. Au­
gust 2004 darauf hin, dass das Kriterium der „Rentabilität 
nach der Umschuldung“ die Gesamtbewertung der Leis­
tungsfähigkeit des Unternehmens durch das Kreditinstitut 
nicht beeinflusse, da die Entscheidung über die Umschul­
dung unmittelbar nach Erstellung der Rentabilitätsanalyse 
getroffen werde. Das gleiche Argument wurde auch in 
den Schreiben vom 15. und 29. März 2011 (siehe Er­
wägungsgrund 61) vorgebracht. 

(89) Nach Auffassung der Kommission lässt diese Erklärung 
nicht den Schluss zu, dass keine Beihilfen an Unterneh­
men in Schwierigkeiten gewährt wurden, da, selbst wenn 
— wie die griechischen Behörden bestätigten — über die 
mögliche Anwendung der Regelung erst nach der Erstel­
lung der Rentabilitätsanalyse entschieden werden sollte, 
die Analyse auf die Rentabilitätsaussichten der Empfänger 
nach der Umschuldung ausgerichtet war, was bedeutet, 
dass es sich bei den Bewerbern zum Zeitpunkt der Er­
stellung der Rentabilitätsanalyse um Unternehmen in 
Schwierigkeiten handeln konnte und die Beihilferegelung 
möglicherweise auch auf sie Anwendung fand, da die für 
die Durchführung der Analyse zuständige Institution eine 
mögliche Wiederherstellung der Rentabilität prognosti­
zierte (die Kommission hatte in Nummer 23 der Ent­
scheidung über die Einleitung des Verfahrens gemäß Ar­
tikel 108 Absatz 2 des Vertrags auf diesen Aspekt hin­
gewiesen, da im Einleitungsteil des Erlasses Nr. 
2045909/7931/0025 auf die Notwendigkeit der Unter­
stützung von Unternehmen mit Liquiditätsproblemen in 
den Verwaltungsbezirken Kastoria und Euböa hingewie­
sen wird). 

i) Rechtsvorschriften über Beihilfen zur Rettung und 
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierig­
keiten während des zu überprüfenden Zeitraums 

I. Zeitraum vom 1. Oktober 1993 bis 31. Dezember 1997 

(90) Die Beihilfen zugunsten von Unternehmen in Schwierig­
keiten unterliegen bestimmten Regelungen. Als der Erlass 
Nr. 69836/B1461 in Kraft trat, stand die Kommission 
auf dem Standpunkt, dass Beihilfen im Agrarsektor Be­
triebsbeihilfen darstellen, die nur dann als mit dem Bin­
nenmarkt vereinbar angesehen werden können, wenn die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Beihilfen müssen Kredite betreffen, die für die 
Finanzierung bereits getätigter Investitionen auf­
genommen wurden. 

b) Das kumulierte Subventionsäquivalent der möglicher­
weise bereits bei der Kreditaufnahme gewährten Bei­
hilfen und der fraglichen Beihilfen darf die von der 
Kommission generell zugelassenen Sätze nicht über­
steigen: 

i) bei Investitionen im Bereich der landwirtschaftli­
chen Primärproduktion 35 % (bzw. 75 % in be­
nachteiligten Gebieten im Sinne der Richtlinie 
75/268/EWG); 

ii) bei Investitionen im Bereich der Verarbeitung oder 
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 55 % 
(bzw. 75 % in Ziel-1-Gebieten) für Vorhaben im 
Einklang mit den sektoralen Programmen oder 
den Zielen gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 866/90 ( 34 ) und 35 % (bzw. 50 % in Ziel-1- 
Gebieten) für sonstige Vorhaben, sofern diese nicht 
aufgrund der Auswahlkriterien gemäß Nummer 2 
des Anhangs der Entscheidung 90/342/EWG der 
Kommission vom 7. Juni 1990 zur Festlegung 
der Auswahlkriterien für Investitionen zur Verbes­
serung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedin­
gungen für land- und forstwirtschaftliche Erzeug­
nisse ( 35 ) (oder der Entscheidung 94/173/ΕG ( 36 ), 
die diese ersetzte) davon ausgenommen sind. 

c) Die in Rede stehenden Beihilfen dürften erst nach der 
Anpassung der neuen Darlehenszinssätze erfolgen, um 
dem Schwanken der Zinssätze Rechnung zu tragen 
(der Beihilfebetrag müsste unterhalb der Zinsdifferenz 
der neuen Darlehen liegen oder dieser entsprechen), 
oder müssten landwirtschaftliche Betriebe betreffen, 
deren Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit zwar ge­
währleistet ist, die jedoch so hoch verschuldet sind, 
dass ihre Existenz gefährdet ist bzw. Konkursgefahr 
besteht.
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(91) Die griechischen Behörden wiesen in ihrem Schreiben 
vom 9. August 2004 darauf hin, dass der Erlass Nr. 
69836/B1451 und dessen Änderungen sich auf verarbei­
tende Unternehmen allgemein und nicht speziell auf ver­
arbeitende Unternehmen im Agrarsektor bezogen, die 
durch Verordnungen (EWG) Nr. 866/90, EG) Nr. 951/97 
und (EG) Nr. 1257/99 abgedeckt sind. Sie merkten ferner 
an, dass das gesamte Land unter Ziel 1 fällt und für 
Unternehmen, die Investitionen getätigt und durch das 
griechische Ministerium für Agrarentwicklung und Le­
bensmittel eine Beihilfe erhalten hatten, keine Umschul­
dung erfolgte, da dies nicht vorgesehen war. Mit Blick auf 
das kumulierte Subventionsäquivalent führten sie weiter 
aus, dass die überwältigende Mehrheit der Einzelbeihilfen 
eine geringe Höhe aufwies und die Regelung alte Darle­
hen und somit bereits getätigte Investitionen betraf. 

(92) Die Kommission kann aufgrund der Bemerkungen der 
griechischen Behörden nicht ausschließen, dass be­
stimmte verarbeitende Unternehmen des Agrarsektors 
kraft des Erlasses Nr. 69836/B1451 und dessen Ände­
rungen Beihilfen erhalten konnten, da die Tatsache, dass 
nicht eigens auf diese Unternehmen verwiesen wird, nicht 
automatisch bedeutet, dass sie nicht zur allgemeinen Ka­
tegorie der verarbeitenden Unternehmen (Industrieunter­
nehmen) gehören, die in den Anwendungsbereich des 
Erlasses fällt. 

(93) Zu den unter Erwägungsgrund 90 angeführten Voraus­
setzungen stellt die Kommission fest, dass Erlass Nr. 
69836/B1451 in seiner geänderten Fassung die Umschul­
dung von Krediten für Investitionen oder Umlaufkapital 
betraf. 

(94) Aufgrund der Angaben der griechischen Behörden zur 
Regelung der mit Investitionen verbundenen Kredite stellt 
die Kommission fest, dass die Voraussetzung in Erwä­
gungsgrund 90 Buchstabe a erfüllt ist, da sich die Kredite 
auf bereits getätigte Investitionen beziehen. 

(95) Die Kommission kann ferner davon ausgehen, dass die 
zweite, alternative Voraussetzung in Erwägungsgrund 90 
Buchstabe c erfüllt ist, da sich die begünstigten Unterneh­
men nach der Umschuldung auf Grundlage der von den 
Kreditinstituten durchgeführten Bewertung als rentabel 
erweisen müssen. 

(96) Dagegen kann die Kommission nach derzeitigem Kennt­
nisstand nicht feststellen, ob die unter Erwägungsgrund 
90 Buchstabe b angeführte Voraussetzung strikt erfüllt 
wurde, da die griechischen Behörden in ihrem Schreiben 
vom 9. August 2004 erläutert hatten, dass die im Bereich 
Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er­
zeugnisse tätigen Unternehmen unter anderem der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 866/90 und der Verordnung (EG) 
Nr. 951/97 unterliegen und die Anwendung dieser Ver­
ordnungen unter Einhaltung der einschlägigen Bestim­
mungen erfolgt sei, was bedeutet, dass möglicherweise 
Beihilfen mit der in den Verordnungen vorgesehenen 
maximalen Beihilfeintensität (75 % für Ziel-1-Gebiete, 
zu denen auch Griechenland zählt) gewährt wurden 
und dass durch die Anwendung der in Rede stehenden 
Regelung im vorliegenden Fall sowie die Kumulierung der 
Beihilfen die Beihilfeintensität möglicherweise überschrit­
ten wurde. 

(97) In Bezug auf Kredite zur Bildung von Umlaufkapital 
konnte die betreffende Regelung ebenfalls nicht unter 
Erfüllung der in Erwägungsgrund 90 genannten Voraus­
setzungen angewandt werden, da die erste der angeführ­
ten Voraussetzungen (Buchstabe a) ausdrücklich vorsieht, 
dass die Kredite mit Investitionen verbunden sein müs­
sen. 

II. Zeitraum vom 1. Januar 1998 bis 30. Juni 2000 

(98) Im Jahr 1997 wurden die in unter Erwägungsgrund 90 
angeführten Voraussetzungen durch die Bestimmungen 
der Mitteilung der Kommission — Leitlinien für die Beur­
teilung von staatlichen Beihilfen zur Rettung und Um­
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten 
(nachfolgend „Leitlinien von 1997“) ( 37 ) ersetzt. In Num­
mer 4.4 dieser Leitlinien heißt es: „Für den Agrarsektor 
treten die vorliegenden Leitlinien für neue staatliche Bei­
hilfen am 1. Januar 1998 in Kraft. Für bestehende staat­
liche Beihilfen treten die Leitlinien ebenfalls am 1. Januar 
1998 oder, sofern die Kommission gegen einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten in dem vorliegenden Zusammen­
hang das Verfahren nach Artikel 93 Absatz 2 EG-Vertrag 
eingeleitet hat, an dem Tag in Kraft, an dem die Kommis­
sion auf der Grundlage des Artikels 93 Absatz 2 EG- 
Vertrag eine endgültige Entscheidung gegenüber dem 
(den) betreffenden Mitgliedstaat(en) erlässt.“ 

(99) Außerdem sahen die Leitlinien von 1997, die für den 
Agrarsektor vollkommen neu waren, Folgendes vor: 

a) Rettungsbeihilfen: Gewährung von Liquiditätsbeihilfen, 
die durch akute soziale Gründe gerechtfertigt sind, in 
Form von Kreditbürgschaften oder von rückzahlbaren 
Krediten zum Marktzinssatz, die auf den zur Weiter­
führung des Unternehmens notwendigen Betrag be­
grenzt sind (z. B. Deckung der Lohnkosten und der 
laufenden Versorgung) und nur für eine begrenzte 
Dauer gelten, d. h. nur für den Zeitraum, der zur 
Festlegung der notwendigen und möglichen Sanie­
rungsmaßnahmen erforderlich ist, ohne dass die 
Lage des Industrie- oder Agrarsektors in den anderen 
Mitgliedstaaten aus dem Gleichgewicht gebracht wird. 

b) Umstrukturierungsbeihilfen: Gewährung von Beihilfen, 
die an einen Umstrukturierungsplan gebunden sind, 
der die endgültige Reduzierung oder Stilllegung von 
Kapazitäten im Falle struktureller Überkapazitäten im 
entsprechenden Sektor vorsieht (die Reduzierung hat 
zusätzlich zu jeder Reduzierung zu erfolgen, die ohne 
Umstrukturierungsbeihilfe vorgenommen wird); Aus­
nahmen sind nur in Fällen möglich, in denen die Ent­
scheidungen zugunsten aller Begünstigten innerhalb 
eines zusammenhängenden Zwölfmonatszeitraums 
eine Erzeugnismenge betreffen, die einen bestimmten 
prozentualen Anteil der jährlichen Gesamtproduktion 
des Erzeugnisses im betreffenden Land nicht über­
steigt (3 % für Maßnahmen, die auf bestimmte Kate­
gorien von Erzeugnissen oder Wirtschaftsbeteiligten 
abzielen, und 1,5 % für nicht in dieser Weise zielge­
richtete Maßnahmen).
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(100) Die Mitgliedstaaten konnten sich dafür entscheiden, an­
statt der Regelungen für die Nicht-Agrarsektoren, die in 
den Anwendungsbereich der Leitlinien von 1997 fallen, 
die vorgenannten Regelungen für den Agrarsektor an­
zuwenden (in den Nicht-Agrarsektoren galten insbeson­
dere in Bezug auf den Umstrukturierungsplan und den 
Beitrag des Empfängers zur Umstrukturierung außer­
ordentlich strenge Kriterien — siehe Erwägungsgründe 
109 bis 121 in Abschnitt b „Nicht-Agrarsektoren“). 

(101) Das Schreiben der griechischen Behörden vom 9. August 
2004 enthielt keine Angaben, aufgrund deren die Kom­
mission hätte feststellen können, ob eine Anpassung der 
Beihilferegelung an diese Regelung erfolgt war und folg­
lich die im Untersuchungszeitraum gewährten Beihilfen 
unter Einhaltung der Bestimmungen der Leitlinien von 
1997 gewährt wurden, d. h. der unter Erwägungsgrund 
99 Buchstabe b angeführten Bedingungen oder der für 
die Nicht-Agrarsektoren geltenden Bedingungen (Vorlage 
eines Umstrukturierungsplans mit Rentabilitätsaussichten 
auf Grundlage realistischer Bewertungen innerhalb eines 
angemessen Zeitraums, mit Festlegungen zur Abmil­
derung der Folgen der Beihilfen für die Wettbewerber, 
unter Einhaltung des Grundsatzes der einmaligen Beihilfe, 
mit Reduzierung der Kapazitäten im Falle struktureller 
Überkapazitäten in dem entsprechenden Sektor, unter 
Gewährleistung der Verhältnismäßigkeit zwischen der 
Beihilfe und den Kosten sowie dem Nutzen der Umstruk­
turierung und mit Abdeckung der sozialen Kosten der 
Umstrukturierung). 

III. Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2003 

(102) Die Leitlinien von 1997 wurden am 9. Oktober 1999 
durch die Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Bei­
hilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unterneh­
men in Schwierigkeiten ( 38 ) (nachfolgend „Leitlinien von 
1999“) ersetzt. In Nummer 6.3 der Leitlinien von 1999 
heißt es: „Die Mitgliedstaaten müssen ihre bestehenden 
Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilferegelungen, die 
nach dem 30. Juni 2000 in Kraft sein werden, an die 
… Leitlinien … anpassen.“ Weiter ist festgelegt: „Damit 
die Kommission kontrollieren kann, ob diese Anpassun­
gen vorgenommen wurden, [müssen] die Mitgliedstaaten 
ihr vor dem 31. Dezember 1999 ein Verzeichnis aller 
dieser Regelungen [übermitteln]. Anschließend und in 
jedem Fall vor dem 30. Juni 2000 müssen sie der Kom­
mission hinreichende Angaben machen, damit diese 
nachprüfen kann, ob die Regelungen entsprechend den 
… Leitlinien geändert wurden.“ 

(103) Die Leitlinien von 1999 beinhalteten außerdem ein be­
sonderes Kapitel zur Umstrukturierung von Unternehmen 
in Schwierigkeiten im Agrarsektor. Im Vergleich zu dem 
entsprechenden Kapitel der Leitlinien von 1997 umfasst 
dieses Kapitel eine Begriffsbestimmung der strukturellen 
Überkapazitäten des Sektors, eine Beschränkung der un­
ter Erwägungsgrund 99 Buchstabe b angeführten Aus­
nahmeregelung auf Unternehmen des primären Sektors 
(was bedeutete, dass der Unterbereich der Verarbeitung 
und der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
automatisch der Voraussetzung einer Reduzierung der 
Produktionskapazität unterlag) und die Anwendung des 

Grundsatzes der einmaligen Beihilfe, wonach Umstruktu­
rierungsbeihilfen nur einmal gewährt werden können. 

(104) Das Schreiben der griechischen Behörden vom 9. August 
2004 enthielt keine Angaben, aufgrund deren die Kom­
mission hätte feststellen können, ob eine Anpassung des 
Beihilferegelung an diese Regelung erfolgt war und folg­
lich die im Untersuchungszeitraum gewährten Beihilfen 
unter Einhaltung der Bestimmungen der Leitlinien von 
1999 gewährt wurden, d. h. nach Vorlage eines Umstruk­
turierungsplans, der insbesondere eine Verringerung der 
Produktionskapazität bei strukturellen Überkapazitäten 
vorsieht, mit möglicherweise eingeschränkter Ausnahme­
regelung gemäß Erwägungsgrund 103 und auf Grundlage 
des Grundsatzes der einmaligen Beihilfe. 

ii) Bürgschaften 

(105) Einer der Gründe, weshalb die Kommission das Verfahren 
nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV einleitete, bestand in 
der Frage der Vereinbarkeit der Beihilfen, die in Form von 
Bürgschaften gewährt wurden. In ihrem Schreiben vom 
9. August 2004 (siehe Erwägungsgrund 57 Buchstaben c 
und g) nahmen die griechischen Behörden diesbezüglich 
Stellung. Diese Erklärungen sind nach Ansicht der Kom­
mission wie folgt zu kommentieren: 

a) Dass die Gewährung der Bürgschaft — wie unter 
Buchstabe c angeführt — mit strengen Auflagen ein­
hergeht, bedeutet nicht, dass keine staatliche Beihilfe 
vorliegt. Vielmehr werden nach den Regeln, die wäh­
rend der Gültigkeit der in Rede stehenden Regelungen 
Anwendung fanden und in den Schreiben an die Mit­
gliedstaaten SG(89) D/4328 vom 5. April 1989 und 
SG(89) D/12772 vom 12. Oktober1989 sowie in 
Nummer 38 der Mitteilung der Kommission an die 
Mitgliedstaaten bezüglich der Anwendung der Arti­
kel 93 und 93 EG-Vertrag und des Artikels 5 der 
Richtlinie 80/723/EWG der Kommission über öffent­
liche Unternehmen in der verarbeitenden Industrie ( 39 ) 
festgelegt sind, „alle Bürgschaften, die vom Staat direkt 
oder mittelbar über Finanzinstitute gewährt werden, 
als Beihilfen im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG- 
Vertrag eingestuft“. Zudem sehen die Regeln die An­
wendung der Bedingungen vor, auch wenn dies den 
Konkurs des Unternehmens bedeutet. Die vorgenann­
ten Schreiben wurden im Jahr 2000 durch die Mit­
teilung über die Anwendung der Artikel 87 und 88 
EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen in Form von Haf­
tungsverpflichtungen und Bürgschaften ersetzt, der 
zufolge eine Reihe von Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen, um das Vorliegen einer staatlichen Beihilfe 
auszuschließen. Das Schreiben der griechischen Behör­
den vom 9. August 2004 enthielt keine Angaben, aus 
denen hervorging, dass die gewährten Bürgschaften 
Teil eines derartigen Szenarios waren. 

b) Selbst wenn die griechischen Behörden Angaben vor­
gelegt hätten, die belegen könnten, dass die gewährten 
Beihilfen dem hypothetischen Fall des Nichtvorliegens 
einer Beihilfe zuzuordnen sind, könnte die Kommis­
sion dies nicht bestätigen, da — um ein Beispiel zu 
nennen — dieses Szenario nur Anwendung findet, 
wenn sich die begünstigten Unternehmen nicht in 
finanziellen Schwierigkeiten befinden.
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c) In Bezug auf Buchstabe g ist Folgendes festzustellen: 
Dass die Bürgschaft bestimmte Ausgaben nicht ab­
deckt, stellt keinesfalls einen Nachweis für die Erfül­
lung sämtlicher Voraussetzungen dar, die die Schluss­
folgerung erlauben würden, dass die an die Gewäh­
rung der Bürgschaft geknüpfte Beihilfe mit dem Bin­
nenmarkt vereinbar ist. Darüber hinaus muss konsta­
tiert werden, dass keine der mit Schreiben der grie­
chischen Behörden vom 9. August 2004 übermittel­
ten Angaben die Einhaltung dieser Voraussetzungen 
bestätigt. 

(106) Angesichts dieser Erklärungen stellt die Kommission fest, 
dass die Bürgschaften während der Geltungsdauer der in 
Rede stehenden Beihilferegelung eines der Elemente einer 
Gesamtheit von Maßnahmen zur Gewährung von Beihil­
fen zugunsten von Unternehmen in Schwierigkeiten dar­
stellten und dass deren Vereinbarkeit folglich mit der 
Vereinbarkeit des gesamten Umstrukturierungsprozesses 
im Zusammenhang steht, zu dem — wie in den Erwä­
gungsgründen 94 bis 104 hinreichend belegt — die grie­
chischen Behörden keine Angaben übermittelten, die es 
erlaubt hätten, die Zweifel, die die Kommission im Rah­
men der Einleitung des Verfahrens gemäß Artikel 108 
Absatz 2 AEUV zum Ausdruck gebracht hatte, auszuräu­
men (die fragliche Analyse gilt für alle drei Verfahrens­
einleitungen, die im vorliegenden Beschluss erwähnt wer­
den, und für alle zu überprüfenden Sektoren, mit Aus­
nahme der Bürgschaften, die gemäß Erlass Nr. 
2/82257/0025/18.12.2000 vorgesehen sind und die in 
Erwägung des angewandten Rentabilitätskriteriums — 
Rentabilität vor der Umschuldung — den Gegenstand 
einer separaten Untersuchung bilden werden). 

(107) Die sonstigen von den griechischen Behörden im Schrei­
ben vom 9. August 2004 vorgebrachten Argumente (an­
gewandter Zinssatz, Frage des Bestehens bzw. Nicht-Be­
stehens zusätzlicher Kosten infolge der Erlasse, die einen 
untrennbaren Bestandteil der Rechtsgrundlage der Rege­
lung darstellen, periodische Zinsberechnung) konnten an 
dem vorstehend dargelegten Standpunkt der Kommission 
nichts ändern. 

(108) Da die im Rahmen der Einleitung des Verfahrens gemäß 
Artikel 108 Absatz 2 AEUV geäußerten Zweifel durch 
die Angaben der griechischen Behörden nicht entkräftet 
werden konnten, muss die Kommission zu dem Schluss 
gelangen, dass die in Frage stehende Regelung mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar ist. 

b) Nicht-Agrarsektoren 

(109) Die Kommission hat, wie bereits im Falle des Agrarsek­
tors, die in Frage stehenden Beihilfen anhand der Vor­
schriften über Beihilfen zur Rettung und Umstrukturie­
rung von Unternehmen in Schwierigkeiten zu unter­
suchen. 

(110) Als der Erlass Nr. 69836/B1461 am 1. Oktober 1993 in 
Kraft trat, waren die fraglichen Regeln im Achten Bericht 
über die Wettbewerbspolitik unter den Nummern 177, 
227 und 228 des Berichts festgeschrieben. 

(111) In Nummer 177 des Berichts wird darauf verwiesen, dass, 
selbst wenn bestimmte Rettungsmaßnahmen erforderlich 
sein sollten, um ausreichend Zeit für die Umsetzung 
langfristiger Lösungen für die Probleme eines Unterneh­
mens in Schwierigkeiten zur Verfügung zu haben, diese 

Maßnahmen nicht dazu dienen dürfen, die notwendige 
Verringerung der Produktionskapazitäten zu verhindern, 
und deshalb nur dann zur Anwendung kommen sollten, 
wenn es um die Lösung akuter sozialer Probleme geht. 

(112) Unter Nummer 227 des Berichts wird dargelegt, dass 
Rettungsbeihilfen im Zusammenhang mit dem Vertrag 
gerechtfertigt sind, wenn sie an eine Umstrukturierung 
geknüpft sind, die auf eine nachhaltige Sanierung der 
Lage der Unternehmen in Schwierigkeiten und/oder der 
entsprechenden Verwaltungsregionen abzielt, und die be­
treffenden Maßnahmen hinreichend regional bzw. sekto­
ral ausgerichtet sind und eine Folgenabschätzung ermög­
lichen. 

(113) In Nummer 228 des Berichts wird darüber hinaus die 
Position der Kommission zu Rettungsbeihilfen erläutert 
und der Inhalt der „Umstrukturierungsbeihilfen“ fest­
gelegt. 

(114) Für Rettungsbeihilfen gelten die folgenden Bedingungen: 

a) Es muss sich um Liquiditätsbeihilfen in Form von 
Kreditbürgschaften oder rückzahlbaren Krediten zum 
Marktzinssatz handeln. 

b) Die Beihilfen müssen auf den Betrag begrenzt sein, der 
für die Weiterführung des Unternehmens und die De­
ckung der Lohnkosten sowie der laufenden Versor­
gung des Unternehmens erforderlich ist. 

c) Die Beihilfen dürfen nur für den Zeitraum gezahlt 
werden (in der Regel sechs Monate), der erforderlich 
ist, um den notwendigen und durchführbaren Sanie­
rungsplan zu konzipieren. 

d) Die Beihilfen müssen durch akute soziale Gründe ge­
rechtfertigt sein, und die durch sie ermöglichte Wei­
terführung des Unternehmens darf die Lage des Wirt­
schaftszweigs in den anderen Mitgliedstaaten nicht aus 
dem Gleichgewicht bringen. 

(115) Die Umstrukturierungsbeihilfen sind streng an die Um­
setzung eines umfassenden tragfähigen Umstrukturie­
rungs- und/oder Sanierungsplans geknüpft, mit dem die 
Rentabilität des entsprechenden Unternehmens wirksam 
wiederhergestellt wird. Die Beihilfen sind auf das unbe­
dingt notwendige Mindestmaß zu beschränken, um für 
den Übergangszeitraum bis zum Wirksamwerden eines 
derartigen Plans das finanzielle Gleichgewicht des Unter­
nehmens sicherzustellen, was auch eine zeitliche Begren­
zung und ausreichende Degressivität der Beihilfe bedeu­
tet. 

(116) Diese Voraussetzungen wurden durch die Leitlinien der 
Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und 
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten 
aus dem Jahr 1994 ersetzt, die am 23. Dezember 1994 
in Kraft traten (nachfolgend „Leitlinien von 1994“) ( 40 ). In 
der Folge wurden diese Leitlinien durch die Leitlinien von 
1997 mit Wirkung vom 1. Januar 1998 und die Leit­
linien von 1999 mit Wirkung vom 1. Juli 2000 unter 
Berücksichtigung der den Mitgliedstaaten gewährten An­
passungsfristen für die Beihilfen (siehe Erwägungsgrund 
98 und 102) ersetzt.
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(117) Die Leitlinien von 1994 stellen eine Bestätigung der von 
der Kommission in Bezug auf Rettungsbeihilfen verfolg­
ten Politik dar (siehe Erwägungsgrund 114) und legen 
den Inhalt und die Folgen der vorzulegenden Umstruk­
turierungspläne fest (Rentabilitätsaussichten auf Grund­
lage realistischer Einschätzungen innerhalb eines an­
gemessen Zeitraums, mit Festlegung zur Abmilderung 
der Folgen der Beihilfen für die Wettbewerber, unter Ein­
haltung des Grundsatzes der einmaligen Beihilfe, mit Re­
duzierung der Kapazitäten im Falle struktureller Über­
kapazitäten in dem entsprechenden Sektor, unter Ge­
währleistung der Verhältnismäßigkeit zwischen der Bei­
hilfe und den Kosten sowie dem Nutzen der Umstruktu­
rierung und mit Abdeckung der sozialen Kosten der Um­
strukturierung). 

(118) In Bezug auf die Nicht-Agrarsektoren, bestätigen die Leit­
linien von 1997, die das Ergebnis der regelmäßigen 
Überprüfung der Politik der Kommission zur Rettung 
und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierig­
keiten darstellen, die Leitlinien von 1994. 

(119) Mit den Leitlinien von 1999 werden die Voraussetzungen 
für die Gewährung von Rettungsbeihilfen verschärft und 
gleichzeitig eine Frist für die Vorlage eines Umstrukturie­
rungsplans eingeführt. Im Hinblick auf die Umstrukturie­
rung fallen die Leitlinien insbesondere für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) besonders streng aus und 
sehen, selbst wenn in einem Sektor keine strukturellen 
Überkapazitäten bestehen, die Möglichkeit einer notwen­
digen Verringerung der Produktionskapazität vor. 

(120) Da die von den griechischen Behörden mit Schreiben 
vom 9. August 2004 zur Verfügung gestellten Angaben 
sowohl für den Agrarsektor als auch für die Nicht-Agrar­
sektoren gelten, muss die Kommission, wie auch vorste­
hend, zu der Feststellung gelangen, dass — wie bereits im 
Falle des Agrarsektors — seitens der griechischen Behör­
den keine Angaben gemacht wurden, anhand deren fest­
gestellt werden könnte, ob die in den Leitlinien von 
1994, 1997 und 1999 festgelegten Vorgaben eingehalten 
wurden (so gibt es keine Angaben darüber, ob die Un­
ternehmen, an die Beihilfen gewährt wurden, einen Um­
strukturierungsplan mit den notwendigen Gegenleistun­
gen vorgelegt haben). Diese Feststellung gilt auch im 
Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen des Ach­
ten Berichts über die Wettbewerbspolitik. 

(121) Da Angaben fehlen, die die Einhaltung der vorgenannten 
Bestimmungen hätten bestätigen können, kann die Kom­
mission nicht feststellen, ob die Beihilfen nach Vorlage 
eines Umstrukturierungsplans mit allen in den vorste­
hend angeführten Rechtsvorschriften festgelegten Merk­
malen gewährt wurden (insbesondere Rentabilitätsaus­
sichten auf Grundlage realistischer Einschätzungen inner­
halb eines angemessen Zeitraums, mit Festlegungen zur 
Abmilderung der Folgen der Beihilfen für die Wettbewer­
ber, unter Einhaltung des Grundsatzes der einmaligen 
Beihilfe, mit Reduzierung der Kapazitäten im Falle struk­
tureller Überkapazitäten in dem entsprechenden Sektor, 
unter Gewährleistung der Verhältnismäßigkeit zwischen 
der Beihilfe und den Kosten sowie dem Nutzen der Um­
strukturierung und mit Abdeckung der sozialen Kosten 
der Umstrukturierung). Die von der Kommission im Rah­
men der Einleitung des Verfahrens gemäß Artikel 108 
Absatz 2 AEUV geäußerten Zweifel konnten daher nicht 
ausgeräumt werden. Die Kommission muss folglich zu 
dem Schluss kommen, dass die in Rede stehende Rege­
lung mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar ist. 

V.II.2 BEIHILFEN FÜR DIE VERWALTUNGSBEZIRKE FLORINA 
UND KILKIS, AUF DIE SICH DIE ZWEITE VERFAH­
RENSEINLEITUNG BEZIEHT 

a) Agrarsektor 

(122) In ihrem Schreiben vom 18. August 2005 wiesen die 
griechischen Behörden darauf hin, dass der der Gewäh­
rung von Beihilfen zugrunde liegende Erlass (Erlass Nr. 
66336/B.1398/1993) auf Unternehmen in den Sektoren 
Industrie und Handwerk bezieht und nicht die Agrar­
betriebe betrifft. 

(123) Die Kommission berücksichtigt diese Erklärung und ge­
langt folglich zu dem Schluss, dass sie die in Rede ste­
hende Regelung nicht im Lichte der Bestimmungen über 
staatliche Beihilfen, die zum Zeitpunkt der Gewährung 
der Beihilfen im Agrarsektor Anwendung fanden, zu un­
tersuchen braucht. 

b) Nicht-Agrarsektoren 

(124) Die Kommission, die bei Einleitung des Verfahrens der 
Auffassung war, dass sich die Beihilferegelung an Unter­
nehmen in Schwierigkeiten richtet, da gemäß Erlass Nr. 
66336/B.1398/1993 die Rentabilität der Unternehmen 
nach der Umschuldung gewährleistet sein musste (dies 
schloss die Möglichkeit, dass es sich während der Gel­
tungsdauer der Regelung um Unternehmen in Schwierig­
keiten handeln konnte, nicht aus), hat die Vereinbarkeit 
der in Rede stehenden Beihilfen auf Grundlage der zum 
Zeitpunkt der Gewährung geltenden Bestimmungen über 
die Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen für Unter­
nehmen zu untersuchen. 

(125) Bei den Regeln, die für die Rettung und Umstrukturie­
rung von Unternehmen in Schwierigkeiten zum Zeit­
punkt der Gewährung der in Rede stehenden Beihilfen 
galten, handelte es sich in chronologischer Reihenfolge 
um die Bestimmungen der Nummern 177, 227 und 
228 des Achten Berichts über die Wettbewerbspolitik 
sowie die Leitlinien von 1994 und die Leitlinien von 
1997. 

(126) In Bezug auf die Einhaltung der Bestimmungen der Num­
mern 177, 227 und 228 des Achten Berichts über die 
Wettbewerbspolitik, der Leitlinien von 1994, der Leit­
linien von 1997 und der Leitlinien von 1999 haben 
die griechischen Behörden in ihrem Schreiben vom 
18. August 2005 die gleichen Angaben übermittelt, wie 
sie sie zur Begründung der in den Verwaltungsbezirken 
Kastoria und Euböa gewährten Beihilfen verwendet hat­
ten (die Argumente der griechischen Behörden, die in 
Erwägungsgrund 57 Buchstaben a bis f angeführt sind, 
werden bereits in Erwägungsgrund 56 Buchstaben a bis e 
genannt). Demnach gilt die Analyse, die die Kommission 
in den Erwägungsgründen 110 bis 121 vorgenommen 
hat, auch hierfür. Die von der Kommission im Rahmen 
der Einleitung des Verfahrens gemäß Artikel 108 Absatz 
2 AEUV geäußerten Zweifel können somit nicht entkräf­
tet werden. Die Kommission kommt zu dem Schluss, 
dass die in Frage stehende Regelung mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbar ist. 

(127) In ihrem Schreiben vom 18. August 2005 suchten die 
griechischen Behörden die fraglichen Beihilfen zu begrün­
den, indem sie geltend machten, dass die Verwaltungs­
bezirke Florina und Kilkis an die Ehemalige Jugoslawische 
Republik Mazedonien grenzen und die lokalen Unterneh­
men durch die Instabilität und den Kriegszustand in der 
Region stark belastet waren.
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(128) Die Bezugnahme auf außergewöhnliche Ereignisse wäre 
gemäß Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV zulässig, 
da, wie es dort heißt, Beihilfen zur Beseitigung von Schä­
den, die durch Naturkatastrophen oder sonstige außerge­
wöhnliche Ereignisse entstanden sind, mit dem Binnen­
markt vereinbar sind. Die griechischen Behörden haben 
jedoch keine Angaben übermittelt, die belegt hätten, dass 
die Probleme, mit denen die Unternehmen in den beiden 
Verwaltungsbezirken angeblich konfrontiert waren, tat­
sächlich vorlagen und durch die Instabilität in der Region 
infolge der Ereignisse in Jugoslawien verursacht waren. 
Desgleichen stehen der Kommission keine Informationen 
zur Verfügung, die belegen, dass die Ereignisse, auf die 
sich die griechischen Behörden berufen, während der ge­
samten Geltungsdauer der Regelung entsprechende Aus­
wirkungen gehabt hätten. Schließlich ist die Frage zu 
stellen, warum sich die Regelung nur auf bestimmte 
Wirtschaftssektoren der beiden Verwaltungsbezirke be­
zog, da doch die dargestellten Ereignisse logischerweise 
alle lokalen Unternehmen in sämtlichen Tätigkeitsberei­
chen hätten betreffen müssen. 

(129) Aufgrund der vorstehend angeführten Angaben kann die 
Kommission nicht nachvollziehen, wie die in Rede ste­
hende Beihilferegelung unter die Bestimmungen des Ar­
tikels 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV fallen kann. Sie 
muss daher erneut zu dem Schluss kommen, dass die 
fragliche Regelung mit dem Gemeinsamen Markt unver­
einbar ist. 

V.II.3 BEIHILFEN FÜR DIE VERWALTUNGSBEZIRKE RHODO­
PE, EVROS, XANTHI, LESBOS, SAMOS, CHIOS UND 
DODEKANES, AUF DIE SICH DIE DRITTE VERFAH­
RENSEINLEITUNG BEZIEHT 

(130) Angesichts der Tatsache, dass die Kommission in ihrer 
Entscheidung über die Einleitung des Verfahrens darauf 
hingewiesen hatte, dass es ihr anhand der vorliegenden 
Angaben nicht möglich war festzustellen, ob die beiden 
Erlasse aus dem Jahr 1989 und die in den Erwägungs­
gründen 50 bis 52 angeführten weiteren Erlasse eine 
gesonderte Beihilferegelung oder einen untrennbaren Be­
standteil des gesamten Beihilfesystems darstellten, das im 
Rahmen der verschiedenen eingeleiteten Verfahren über­
prüft wurde, und dass die griechischen Behörden in ih­
rem Schreiben vom 10. Mai 2006 diesbezüglich keine 
Erklärungen abgegeben hatten, ist die Vereinbarkeit der 
in den angeführten Erlassen vorgesehenen Beihilfen mit 
dem Binnenmarkt separat zu überprüfen. Auch die in 
Erlass Nr. 2/82257/0025/18.12.2000 vorgesehenen Bei­
hilfen (siehe Erwägungsgrund 49) sind einer separaten 
Überprüfung zu unterziehen, da gemäß diesem Erlass 
alle begünstigten Unternehmen bereits vor und nicht 
erst nach der Anwendung der Regelung rentabel sein 
müssen, wie dies schon in den anderen Fällen angeführt 
wurde. 

(131) In Bezug auf die in den Erwägungsgründen 44 bis 52 
angeführten Erlasse sind zwei Hauptaspekte zu unter­
suchen, nämlich der Agrarsektor und der Nicht-Agrarsek­
tor, wie bereits im Falle der Regelungen, auf die sich die 
ersten beiden Verfahrenseinleitungen beziehen. Der 
Nicht-Agrarsektor ist allerdings in mehrere Sektoren zu 
untergliedern: Industrie, Hotelgewerbe und Handwerk ei­
nerseits sowie den Sektor Schiff anderseits. Der Sektor 
Kohlebergbau, auf den sich die Einleitung des Verfahrens 
gemäß Artikel 108 Absatz 2 AEUV bezieht, wird im 
Rahmen des vorliegenden Beschlusses nicht überprüft, 

da die griechischen Behörden in ihren Schreiben vom 15. 
und 29. März 2011 angaben, dass es sich bei der Berg­
bautätigkeit um die Tätigkeit von Unternehmen im Be­
reich der Verarbeitung von Marmor und Stein handelte. 
Die betroffenen Unternehmen sind somit im Rahmen der 
im Industriesektor gewährten Beihilfen zu untersuchen. 

a) Agrarsektor 

(132) Die Kommission hat die in Rede stehende Regelung im 
Lichte der Bestimmungen zu untersuchen, die zum Zeit­
punkt der Gewährung der Beihilfen auf staatliche Beihil­
fen zur Rettung und Umstrukturierung von Unterneh­
men in Schwierigkeiten anzuwenden waren. 

(133) Für den Agrarsektor sind die fraglichen Bestimmungen 
bereits in den Erwägungsgründen 90 und 98 bis 103 
aufgeführt. Da die Regelung im vorliegenden Fall mit 
dem 31. Dezember 2005 auslief, ist es zweckdienlich, 
die Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen 
zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen 
in Schwierigkeiten aus dem Jahr 2004 ( 41 ) (nachstehend 
„Leitlinien von 2004“), die am 10. Oktober 2004 in Kraft 
traten und die Voraussetzungen in den Leitlinien von 
1999 verschärften (insbesondere im Hinblick auf die er­
neute Bestätigung, dass es sich bei dem Beitrag des Bei­
hilfeempfängers zum Umstrukturierungsplan um einen 
tatsächlichen Beitrag handeln muss, der keine Beihilfe 
enthalten darf), zu den anzuwendenden Bestimmungen 
hinzuzuziehen. Zieht man die Art der Empfänger in Be­
tracht (industrielle Viehzuchtbetriebe und Molkereibetrie­
be), ist nach wie vor davon auszugehen, dass die in Rede 
stehende Regelung sowohl Unternehmen der Primär­
erzeugung (mit reiner Viehzucht) als auch Unternehmen 
im Bereich der Verarbeitung bzw. Vermarktung (z. B. 
Viehzuchtbetriebe, die vor Ort über eine Verarbeitungs­
anlage verfügen) abdecken konnte. 

(134) Im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen stellt 
die Kommission fest, dass Erlass Nr. 1648/B22 und des­
sen geänderte Fassungen die Umschuldung von Krediten 
betrafen, die entweder für Investitionen oder zur Bildung 
von Umlaufkapital aufgenommen wurden. 

(135) In ihrem Schreiben vom 10. Mai 2006 machten die grie­
chischen Behörden zur Umschuldung von Krediten für 
Investitionen keine Angaben, die es der Kommission er­
laubt hätten festzustellen, ob die Kredite, die Gegenstand 
der Regelung waren, tatsächlich mit bereits getätigten 
Investitionen im Zusammenhang standen. Die Kommis­
sion kann somit nicht zu dem Schluss kommen, dass die 
in Erwägungsgrund 90 Buchstabe a angeführte Voraus­
setzung erfüllt ist. 

(136) Die Kommission kann ferner bei dem derzeitigen Kennt­
nisstand nicht zu dem einwandfreien Schluss gelangen, 
dass die in Erwägungsgrund 90 Buchstabe b angeführte 
Voraussetzung eingehalten wurde, da die griechischen 
Behörden in ihrem Schreiben vom 10. Mai 2006 dies­
bezüglich keine entsprechende Erklärung abgegeben ha­
ben. 

(137) In Bezug auf die in Erwägungsgrund 90 Buchstabe c 
genannte Voraussetzung kann die Kommission davon 
ausgehen, dass die zweite, alternative Voraussetzung er­
füllt ist, da sich die begünstigten Unternehmen nach der 
Umschuldung auf Grundlage der von den Kreditinstituten 
durchgeführten Bewertung als rentabel erweisen müssen.
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(138) Im Hinblick auf die Umschuldung von Krediten zur Bil­
dung von Umlaufkapital konnte die in Rede stehende 
Regelung ebenfalls nicht unter Erfüllung der in Erwä­
gungsgrund 90 genannten Voraussetzungen angewandt 
werden, da die erste der angeführten Voraussetzungen 
(Buchstabe a) ausdrücklich vorsieht, dass die Kredite an 
Investitionen geknüpft sein müssen. 

(139) Für die ab 1. Januar 1998 bis zum Inkrafttreten der 
Leitlinien von 2004 gewährten Beihilfen gilt die Analyse 
in den Erwägungsgründen 98 bis 104 im Wesentlichen 
auch für den vorliegenden Fall, da die griechischen Be­
hörden in ihrem Schreiben vom 10. Mai 2006 keine 
Angaben vorlegten, anhand deren die Kommission hätte 
feststellen können, ob für den Erhalt der in Rede stehen­
den Beihilfen ein Umstrukturierungsplan mit den erfor­
derlichen Gegenleistungen vorgelegt wurde. 

(140) In Bezug auf die seit dem Inkrafttreten der Leitlinien von 
2004 gewährten Beihilfen muss die Kommission zu der 
Feststellung kommen, dass die griechischen Behörden in 
ihrem Schreiben vom 10. Mai 2006 keine Angaben über­
mittelt haben, anhand deren die Kommission feststellen 
kann, ob für den Erhalt der fraglichen Beihilfen ein Um­
strukturierungsplan mit den erforderlichen Gegenleistun­
gen vorgelegt wurde. Die im Rahmen der Einleitung des 
Verfahrens gemäß Artikel 108 Absatz 2 AEUV geäußer­
ten Zweifel können deshalb nicht entkräftet werden. Die 
Kommission muss daher zu dem Schluss gelangen, dass 
die in Frage stehende Regelung mit dem Binnenmarkt 
unvereinbar ist. 

(141) In ihrem Schreiben vom 10. Mai 2006 suchten die grie­
chischen Behörden die fraglichen Beihilfen mit der 
Kriegssituation in den Nachbarstaaten zu rechtfertigen. 
Ihrer Aussage zufolge konnten die Beihilfen aufgrund 
dessen unter die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstaben a und c AEUV (siehe Erwägungs­
grund 59 Buchstabe a) fallen. 

(142) Die Kommission kann das Argument aus verschiedenen 
Gründen nicht akzeptieren: 

a) Auf normativer Ebene stellt das Bestehen eines Kon­
flikts ein außergewöhnliches Ereignis dar, das nur un­
ter Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV fallen 
kann, wonach Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, 
die durch Naturkatastrophen oder sonstige außerge­
wöhnliche Ereignisse entstanden sind, mit dem Bin­
nenmarkt vereinbar sind. 

b) Für den Agrarsektor erfolgt die Prüfung der Verein­
barkeit der Beihilfen auf Grundlage der Ausnahme­
regelung nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c 
AEUV, wonach Beihilfen als mit dem Binnenmarkt 
vereinbar angesehen werden können, wenn sie zur 
Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschafts­
zweige oder Wirtschaftsgebiete eingesetzt werden, so­
weit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise 
verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwider­
läuft, und nicht im Lichte der Ausnahmeregelung un­
ter Buchstabe a desselben Absatzes, der zufolge Bei­
hilfen als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen 
werden können, wenn sie zur Förderung der wirt­
schaftlichen Entwicklung von Gebieten, in denen die 

Lebenshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine 
erhebliche Unterbeschäftigung herrscht, sowie der in 
Artikel 349 ( 42 ) genannten Gebiete unter Berücksich­
tigung ihrer strukturellen, wirtschaftlichen und sozia­
len Lage eingesetzt werden. 

c) Zur Anwendung dieser Ausnahmeregelung hätten die 
Beihilfen unter Einhaltung der Bestimmungen über 
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Un­
ternehmen in Schwierigkeiten gewährt werden müs­
sen. Das ist, wie vorstehend nachgewiesen, jedoch 
nicht der Fall. 

(143) Die Kommission kann ebenso wenig zu dem Schluss 
kommen, dass Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b 
AEUV angewendet werden kann, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

a) Die griechischen Behörden betonen in ihrem Schrei­
ben vom 10. Mai 2006 nachdrücklich, dass das Ge­
samt-BIP wie auch das Pro-Kopf-BIP in den betroffe­
nen Verwaltungsbezirken während der Geltungsdauer 
der Regelung im Vergleich zu den übrigen Landestei­
len sehr niedrig waren. Gleichzeitig verweisen sie je­
doch auf einen Anstieg während dieses Zeitraums, der 
belegt, dass der Krieg in den angrenzenden Gebieten 
keine zerstörerischen Auswirkungen auf die Wirt­
schaft der hier zu überprüfenden Gebiete hatte. 

b) Wie aus der Beschreibung der Rechtsvorschriften für 
die in Frage stehende Regelung hervorgeht, erfolgten 
die verschiedenen Änderungen dieser Regelung fast 
zehn Jahre nach Einstellung der Feindseligkeiten in 
den Nachbarregionen, so dass nicht davon auszuge­
hen ist, dass die griechischen Behörden aufgrund einer 
Kriegssituation in den angrenzenden Gebieten eingrei­
fen mussten und ein Kausalzusammenhang zwischen 
dieser Situation und den Schwierigkeiten der Unter­
nehmen bestand (als Beleg dafür soll hier ein Beispiel 
ausreichen: Der in Erwägungsgrund 48 angeführte Er­
lass Nr. 2/64046/0025/2003/28.1.2004 bezieht sich 
auf Kredite, die Industrieunternehmen — d. h. mögli­
cherweise auch industrielle Viehzuchtunternehmen — 
bis zum 31. Dezember 2004 hätten aufnehmen kön­
nen). 

(144) In Bezug auf die weiteren Erklärungen der griechischen 
Behörden in dem Schreiben vom 10. Mai 2006 unter­
streicht die Kommission Folgendes (die Anmerkungen 
gelten mit Ausnahme der Anmerkungen unter Buchstabe 
b für alle anderen Sektoren, die der Verfahrenseinleitung 
unterliegen): 

a) Probleme wie eine fehlende Dynamik der lokalen 
Märkte bzw. ein Rückgang der Nachfrage lassen sich 
nicht durch die Gewährung von Beihilfen an Unter­
nehmen in Schwierigkeiten ohne deren Umstrukturie­
rung lösen. Strukturelle Maßnahmen stellen ein geeig­
neteres Mittel dar. 

b) Der Anteil der Fleischproduktion in den zu überprü­
fenden Verwaltungsbezirken an der Gesamtfleischpro­
duktion in Griechenland ändert nichts an dem Risiko 
einer Wettbewerbsverzerrung, das mit der Gewährung 
von Beihilfen außerhalb bestehender Regelungen ein­
hergeht (im vorliegenden Fall die Gewährung von Bei­
hilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten ohne
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Umstrukturierungsplan). Nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs kann eine staatliche Beihilfe mit wirt­
schaftlicher Zielsetzung, die (wie im vorliegenden Fall) 
die Position eines Unternehmens gegenüber den kon­
kurrierenden Unternehmen verbessert, zu einer Wett­
bewerbsverzerrung zulasten der konkurrierenden Un­
ternehmen führen, die keine solche Unterstützung er­
halten ( 43 ). 

c) Die Frage der Rentabilität der Unternehmen, wie sie in 
den beiden Erlassen von 1989 festgelegt ist, wird 
nachstehend im vorliegenden Beschluss beleuchtet. 

d) Das Argument, wonach das Konto gemäß Gesetz 
128/75 keine staatlichen Mittel enthält, wurde bereits 
in Erwägungsgrund 82 Buchstabe d beantwortet. 

(145) Vor diesem Hintergrund muss die Kommission zu dem 
Schluss kommen, dass die in Rede stehende Regelung mit 
dem Binnenmarkt unvereinbar ist. 

b) Industrie-, Handwerks- und Hotelsektor 

(146) Die Kommission hat die fraglichen Beihilfen im Lichte 
der auf Beihilfen für die Rettung und Umstrukturierung 
von Unternehmen in Schwierigkeiten anzuwendenden 
Bestimmungen zu untersuchen. 

(147) Wie bereits im Falle der Beihilfen, auf die sich die ersten 
beiden Verfahrenseinleitungen beziehen, handelte es sich 
bei den Regeln, die für die Rettung und Umstrukturie­
rung von Unternehmen in Schwierigkeiten zum Zeit­
punkt der Gewährung der in Rede stehenden Beihilfen 
galten, in chronologischer Reihenfolge um die Bestim­
mungen der Nummern 177, 227 und 228 des Achten 
Berichts über die Wettbewerbspolitik, die Leitlinien von 
1994, die Leitlinien von 1997 und die Leitlinien von 
1999. Da die Regelung in bestimmten Verwaltungsbezir­
ken am 31. Dezember 2005 auslief, ist es zweckdienlich, 
auch die Leitlinien von 2004 in diese Liste aufzunehmen. 

(148) Die Informationen, die die griechischen Behörden in ih­
rem Schreiben vom 10. Mai 2006 übermittelten und die 
in Erwägungsgrund 59 aufgeführt sind, enthalten keine 
Angaben zu den Bestimmungen zur Rettung und Um­
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten. Die 
Kommission kann daher nicht überprüfen, ob die Bestim­
mungen der Nummern 177, 227 und 228 des Achten 
Berichts über die Wettbewerbspolitik sowie die Leitlinien 
von 1994, 1997, 1999 und 2004 eingehalten wurden. 

(149) Die im Rahmen der Einleitung des Verfahrens gemäß 
Artikel 108 Absatz 2 AEUV geäußerten Zweifel können 
nicht ausgeräumt werden. Die Kommission muss daher 
zu dem Schluss zu kommen, dass die in Frage stehende 
Regelung mit dem Binnenmarkt unvereinbar ist. 

c) Sektor Schiff 

(150) Die Vereinbarkeit der fraglichen Beihilferegelung mit dem 
Binnenmarkt ist unter zwei Gesichtspunkten zu unter­
suchen, je nachdem, ob unter dem Ausdruck „Sektor 
Schiff“ der Schiffbau oder der Seeverkehr zu verstehen ist. 

(151) Die Kommission hat die in Rede stehenden Beihilfen im 
Lichte der auf Beihilfen für die Rettung und Umstruktu­
rierung von Unternehmen in Schwierigkeiten anzuwen­
denden Bestimmungen zu untersuchen. 

(152) Für die Schiffbauindustrie galten und gelten seit dem 
Inkrafttreten des Erlasses 1648/B.22/13.1.94 für die Ret­
tung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten folgende Bestimmungen: 

a) bis zum 31. Dezember 1998 die Richtlinie 
90/684/EWG des Rates vom 21. Dezember 1990 
über Beihilfen für den Schiffbau ( 44 ); 

b) ab dem 1. Januar 1999 bis zum 31. Dezember 2003 
die Verordnung (EG) Nr. 1540/98 des Rates vom 
29. Juni 1998 zur Neuregelung der Beihilfen für 
den Schiffbau ( 45 ); 

c) ab dem 1. Januar 2004 die Rahmenbestimmungen für 
Beihilfen an den Schiffbau ( 46 ). 

(153) Die Informationen, die die griechischen Behörden mit 
Schreiben vom 10. Mai 2006 übermittelten, enthielten 
keine Angaben, aus denen die Kommission hätte schluss­
folgern können, dass die betreffende Beihilferegelung un­
ter Einhaltung der Bestimmungen zur Rettung und Um­
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten um­
gesetzt wurde. Die von der Kommission im Rahmen der 
Einleitung des Verfahrens gemäß Artikel 108 Absatz 2 
AEUV geäußerten Zweifel können folglich nicht entkräf­
tet werden. Die Kommission muss daher zu dem Schluss 
kommen, dass die in Frage stehende Regelung mit dem 
Binnenmarkt unvereinbar ist. 

(154) Im Sektor Seeverkehr hat die Kommission die fragliche 
Beihilferegelung ebenfalls im Lichte der auf Beihilfen für 
die Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten anzuwendenden Bestimmungen zu un­
tersuchen. 

(155) Seit dem Inkrafttreten des Erlasses 1648/B.22/13.1.94 
gelten in Bezug auf die Rettung und Umstrukturierung 
von Unternehmen in Schwierigkeiten für den Sektor See­
verkehr die folgenden Bestimmungen: 

a) „Finanzielle und steuerliche Maßnahmen im Seever­
kehr mit Schiffen, die in der Gemeinschaft eingetragen 
sind“ ( 47 ); 

b) Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen im 
Seeverkehr aus dem Jahr 1997 ( 48 ); 

c) Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen im 
Seeverkehr aus dem Jahr 2004 ( 49 ).
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(156) Auch in diesem Fall enthielten die Informationen, die die 
griechischen Behörden mit Schreiben vom 10. Mai 2006 
übermittelten, keine Angaben, aus denen die Kommission 
hätte schlussfolgern können, dass die in Rede stehende 
Beihilferegelung unter Einhaltung der Bestimmungen zur 
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten umgesetzt wurde. Die von der Kommis­
sion im Rahmen der Einleitung des Verfahrens gemäß 
Artikel 108 Absatz 2 AEUV geäußerten Zweifel können 
folglich nicht entkräftet werden. Die Kommission muss 
daher zu dem Schluss zu kommen, dass die in Frage 
stehende Regelung mit dem Binnenmarkt unvereinbar ist. 

d) Gewährung von Beihilfen in den Verwaltungsbezir­
ken Lesbos, Samos, Chios und Dodekanes, auf die sich 

die dritte Verfahrenseinleitung ebenfalls bezieht 

(157) Die Kommission ging im Rahmen des Verfahrens gemäß 
Artikel 108 Absatz 2 AEUV aufgrund der unzureichen­
den Angaben von zwei Szenarien aus: 

a) Die in den Erlassen Nr. 2041901/16.5.1989 und Nr. 
2078809/10.10.89 sowie deren geänderten Fassungen 
vorgesehenen Beihilfen sind in dem gleichen Kontext 
wie die in den Erwägungsgründen 44 bis 48 ange­
führten Erlasse zu betrachten. 

b) Die Beihilfen sind im Kontext eines Finanzierungssys­
tems zu betrachten, das nicht auf den gleichen Grund­
lagen beruht. 

(158) In ihrem Schreiben vom 10. Mai 2006 wiesen die grie­
chischen Behörden darauf hin, dass entsprechend den 
beiden Erlassen aus dem Jahr 1989 die Rentabilität der 
Unternehmen sowohl vor als auch nach der Umschul­
dung gewährleistet sein musste. Diese Erklärung ist 
nach Ansicht der Kommission nicht zufriedenstellend, 
da nach erneuter Überprüfung erwiesen war, dass keiner 
der in Rede stehenden Erlasse vorschreibt, dass die Un­
ternehmen sowohl vor als auch nach der Umschuldung 
rentabel sein müssen. Die Kommission hat daher die Ver­
einbarkeit der in den Erlassen und deren geänderten Fas­
sungen vorgesehenen Beihilfen zu untersuchen. Dabei 
muss sie nicht nur die beiden möglichen Szenarien im 
Sinne von Erwägungsgrund 157 berücksichtigen, sondern 
darf auch nicht ausschließen, dass im zweiten Fall mög­
licherweise Beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten 
gewährt wurden. 

(159) In Bezug auf den ersten unter Erwägungsgrund 157 an­
geführten Fall muss die Kommission zu der Feststellung 
gelangen, dass, sofern die beiden Erlasse aus dem Jahr 
1989 und deren geänderte Fassungen in dem gleichen 
Kontext zu betrachten sind wie die in den Erwägungs­
gründen 44 bis 48 angeführten Erlasse, die in den Erwä­
gungsgründen 146 bis 149 vorgenommene Analyse wei­
terhin gültig ist und die Aussagen der griechischen Be­
hörden im Schreiben vom 10. Mai 2006 nicht dazu 
angetan sind, die im Rahmen der Verfahrenseinleitung 
gemäß Artikel 108 Absatz 2 AEUV geäußerten Zweifel 
auszuräumen. Ferner hat die Kommission zu folgern, 
dass die streitige Beihilferegelung mit dem Binnenmarkt 
unvereinbar ist. 

(160) Im Hinblick auf das zweite Szenario gilt es zwei Aspekte 
zu untersuchen: zum einen die Gewährung von Beihilfen 

an Unternehmen in Schwierigkeiten und zum anderen 
die Gewährung von Beihilfen an rentable Unternehmen. 

(161) Im ersten Fall gilt auch hier nach wie vor die in den 
Erwägungsgründen 146 bis 149 vorgenommene Analyse. 
Da die von den griechischen Behörden mit Schreiben 
vom 10. Mai 2006 übermittelten Angaben nicht dazu 
angetan sind, die im Rahmen der Einleitung des Verfah­
rens gemäß Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags von der 
Kommission geäußerten Zweifel auszuräumen, muss die 
Kommission zu dem Schluss kommen, dass die streitige 
Regelung mit dem Binnenmarkt unvereinbar ist. 

(162) Auch im zweiten Fall gelangt die Kommission zu der 
Feststellung, dass sich anhand der von den griechischen 
Behörden mit Schreiben vom 10. Mai 2006, 15. März 
2011 und 29. März 2011 übermittelten Angaben nicht 
sagen lässt, inwieweit das mittels subventionierter Kredite 
gebildete Umlaufkapital zur Finanzierung förderfähiger 
Investitionen im Sinne der Vorschriften der Union über 
regionale Beihilfen eingesetzt wurden (ab Inkrafttreten 
des Erlasses Nr. 2041901/16.5.1989 gehörten zu den 
anzuwendenden Vorschriften die Mitteilung der Kommis­
sion über die Methode zur Anwendung von Artikel 92 
Absatz 3 Buchstaben a und c auf Regionalbeihilfen ( 50 ) 
und später die Leitlinien für staatliche Beihilfen mit re­
gionaler Zielsetzung von 1998 ( 51 )). Die Kommission 
muss daher zu dem Schluss kommen, dass die in Rede 
stehende Regelung mit dem Binnenmarkt unvereinbar ist. 

(163) Für den Fall, dass das in Rede stehende Umlaufkapital 
nicht zur Finanzierung förderfähiger Investitionen im 
Sinne der Vorschriften der Union über regionale Beihilfen 
eingesetzt wurden, muss die Kommission prüfen, ob die 
zur Bildung dieses Kapitals gewährten Beihilfen, die somit 
den Charakter einer Betriebsbeihilfe erhalten, auf Grund­
lage der Bestimmungen, denen sie im Rahmen der 
Rechtsvorschriften der Union in Bezug auf staatliche Bei­
hilfen mit regionaler Zielsetzung unterliegen, als mit dem 
Binnenmarkt vereinbar angesehen werden können. In 
diesem Zusammenhang weist die Kommission darauf 
hin, dass der betreffende Mitgliedstaat, um seiner Pflicht 
zur Zusammenarbeit mit der Kommission nachzukom­
men, alle Angaben machen muss, die ihr eine Prüfung 
der Vereinbarkeit der in Frage stehenden Beihilfen erlau­
ben ( 52 ). Da die von den griechischen Behörden im Rah­
men ihrer Schreiben übermittelten Angaben eine Über­
prüfung der Einhaltung der Gemeinschaftsvorschriften 
über staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung nicht 
zulassen, muss die Kommission zu dem Schluss kom­
men, dass die in Frage stehende Regelung mit dem Bin­
nenmarkt unvereinbar ist. 

Beihilfen in Form von Bürgschaften, die kraft des Er­
lasses Nr. 2/82257/0025/18.12.2000 (siehe Erwä­

gungsgrund 49) gewährt wurden 

(164) Die kraft des Erlasses Nr. 2/82257/0025/18.12.2000 ge­
währte Bürgschaft ist nicht als Mittel zu betrachten, das
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im Rahmen des Umstrukturierungsprozesses von Unter­
nehmen in Schwierigkeiten einzusetzen ist wie etwa die 
in den vorerwähnten Erlassen vorgesehene Bürgschaft, da 
der Erlass strikt vorschreibt, dass die Bürgschaft nur an 
rentable Unternehmen gewährt werden kann und nicht 
an Unternehmen, deren Rentabilität erst nach der Um­
schuldung wiederhergestellt wird. Es ist daher zweckdien­
lich, die Bürgschaft im Lichte der auf staatliche Beihilfen 
anzuwendenden Bestimmungen zu untersuchen. 

(165) Ab Inkrafttreten des Erlasses Nr. 2/82257/0025/ 
18.12.2000 bis zum 31. Dezember 2005 (Ablaufdatum 
der Regelung) galt für die Bürgschaften die Mitteilung aus 
dem Jahr 2000. 

(166) Die vorerwähnte Mitteilung aus dem Jahr 2000 legt fest, 
dass die Kommission die Vereinbarkeit der mit der ge­
währten Bürgschaft verbundenen Beihilfe im Sinne der 
auf andere Beihilfeformen anzuwendenden Bestimmun­
gen der verschiedenen Regelungen und Leitlinien, die 
im Rahmen der einschlägigen Tätigkeitsbereiche gelten, 
zu beurteilen hat. Eine Bürgschaft kann nur akzeptiert 
werden, wenn deren Abruf an bestimmte vertragliche 
Vorgaben geknüpft ist, die bis zur obligatorischen Kon­
kurseröffnung des begünstigten Unternehmens oder ei­
nem ähnlichen Verfahren reichen können. 

(167) Die griechischen Behörden haben im vorliegenden Fall 
keine Angaben zu dem Beihilfeelement der gewährten 
Bürgschaften gemacht. Die Kommission ist daher nicht 
in der Lage, im Sinne der verschiedenen anzuwendenden 
Regelungen je nach Sektor zu beurteilen und festzustel­
len, ob das in Rede stehende Beihilfeelement in den be­
treffenden Fällen zu einer Überschreitung der maximalen 
Beihilfeintensität bei Unternehmen ohne finanzielle 
Schwierigkeiten hätte führen können (die griechischen 
Behörden haben im Rahmen ihrer Antwort auf die dritte 
Verfahrenseinleitung keine Angaben zur Einhaltung der 
fraglichen Regelungen gemacht). 

(168) Die Kommission ist angesichts dieses Sachverhalts nicht 
in der Lage, die Vereinbarkeit der gemäß Erlass Nr. 
2/82257/0025/18.12.2000 in Form von Bürgschaften 
gewährten Beihilfen festzustellen. 

VI. SCHLUSSFOLGERUNG 

(169) Die Kommission stellt fest, dass Griechenland die in Rede 
stehenden Beihilfen unter Verstoß gegen Artikel 108 Ab­
satz 3 AEUV gewährt hat. Aufgrund der vorstehenden 
Analyse sind diese Beihilfen als mit dem Binnenmarkt 
unvereinbar zu erklären, da die griechischen Behörden 
keine Angaben vorgelegt haben, die die Einhaltung der 
verschiedenen hier erwähnten Regelungen hätten bestäti­
gen können. Die im Rahmen der einzelnen Verfahrens­
eröffnungen von der Kommission geäußerten Zweifel 
konnten nicht ausgeräumt werden. In diesem Zusam­
menhang weist die Kommission darauf hin, dass der be­
treffende Mitgliedstaat, um seiner Pflicht zur Zusammen­
arbeit mit der Kommission nachzukommen, alle Anga­
ben machen muss, die eine Prüfung der Vereinbarkeit der 
in Frage stehenden Beihilfen erlauben. 

(170) Nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über besondere 
Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG- 
Vertrags ( 53 ) entscheidet die Kommission im Falle von 
Negativentscheidungen hinsichtlich rechtswidriger Beihil­
fen, dass der betreffende Mitgliedstaat alle notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen hat, um die Beihilfe vom Emp­
fänger zurückzufordern (im vorliegenden Fall von allen, 
die durch die untersuchten Bestimmungen der Erlasse 
begünstigt wurden). Griechenland muss somit alle not­
wendigen Maßnahmen treffen, um die unvereinbaren Bei­
hilfen von den Empfängern zurückzufordern. Gemäß den 
Bestimmungen unter Nummer 42 der Bekanntmachung 
der Kommission „Rechtswidrige und mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbare staatliche Beihilfen: Gewähr­
leistung der Umsetzung von Rückforderungsentscheidun­
gen der Kommission in den Mitgliedstaaten“ ( 54 ) hat Grie­
chenland den Beschluss innerhalb einer Frist von vier 
Monaten nach seinem Inkrafttreten durchzuführen. Die 
Rückforderungsbeträge zuzüglich der Zinsen sind gemäß 
Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 
21. April 2004 zur Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 659/1999 des Rates über besondere Vorschriften für 
die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags ( 55 ) zu 
ermitteln. 

(171) Der vorliegende Beschluss muss insbesondere im Hin­
blick auf die Rückforderung aller Einzelbeihilfen, die im 
Sinne der Beihilferegelung vergeben wurden, unverzüg­
lich vollstreckt werden; dies gilt nicht für Beihilfen für 
Vorhaben, die zum Zeitpunkt der Beihilfevergabe alle 
Voraussetzungen gemäß De-minimis-Verordnung oder 
gültiger Freistellungsverordnung gemäß den Artikeln 1 
und 2 der Verordnung (EG) Nr. 994/98 des Rates vom 
7. Mai 1998 über die Anwendung der Artikel 92 und 93 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein­
schaft auf bestimmte Gruppen horizontaler Beihilfen ( 56 ) 
oder einer von der Kommission genehmigten Beihilfe­
regelung erfüllten. 

(172) Nach Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 
gelten die Befugnisse der Kommission zur Rückforderung 
für eine Frist von zehn Jahren. Diese Frist beginnt mit 
dem Tag, an dem die rechtswidrige Beihilfe dem Emp­
fänger entweder als Einzelbeihilfe oder im Rahmen einer 
Beihilferegelung gewährt wird. Jede Maßnahme, die die 
Kommission oder ein Mitgliedstaat auf Antrag der Kom­
mission bezüglich der rechtswidrigen Beihilfe ergreift, 
stellt eine Unterbrechung der Frist dar. Nach jeder Unter­
brechung läuft die Frist von neuem an. 

(173) Im vorliegenden Fall bezieht sich die Kommission zum 
Zwecke der Rückforderung auf folgende Daten: 

a) in Bezug auf Beihilfen im Rahmen der ersten Verfah­
renseinleitung auf den 1. Oktober 1993, da die Kom­
mission am 27. Mai 2003 erstmals tätig wurde und 
Erlass Nr. 69836/B1461 vom 14. September 1993 
am 1. Oktober 1993 im Griechischen Regierungsblatt 
veröffentlicht wurde und seit diesem Datum gilt;
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b) in Bezug auf Beihilfen im Rahmen der zweiten Ver­
fahrenseinleitung auf den 22. April 1994, da die 
Kommission am 22. April 2004 erstmals tätig wurde; 

c) in Bezug auf Beihilfen im Rahmen der dritten Ver­
fahrenseinleitung auf den 12. November 1994, da 
die Kommission am 12. November 2004 erstmals 
tätig wurde — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die von Griechenland unter Verletzung des Artikels 108 Ab­
satz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union in den Verwaltungsbezirken Kastoria, Euböa, Florina, 
Kilkis, Rhodope, Evros, Xanthi und Dodekanes sowie auf den 
Inseln Lesbos, Samos und Chios zur Umschuldung angewandten 
Beihilferegelungen sind mit dem Binnenmarkt unvereinbar. 

Artikel 2 

Eine Einzelbeihilfe, die auf Grundlage der unter Artikel 1 er­
wähnten Regelungen gewährt wurde, stellt keine Beihilfe dar, 
sofern sie zum Zeitpunkt ihrer Bewilligung die Voraussetzungen 
erfüllte, die in einer nach Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 
994/98 erlassenen und zum Zeitpunkt der Bewilligung der Bei­
hilfen geltenden Verordnung vorgesehen waren. 

Artikel 3 

(1) Griechenland fordert die mit dem Binnenmarkt unverein­
bare Beihilfe, die aufgrund der in Artikel 1 angeführten Rege­
lungen gewährt wurde, von den Begünstigten zurück. 

(2) Der Rückforderungsbetrag umfasst Zinsen, die von dem 
Zeitpunkt, ab dem die Beihilfe dem Begünstigten zur Verfügung 
stand, bis zu deren tatsächlicher Rückzahlung berechnet werden. 

(3) Die Zinsen werden gemäß Kapitel V der Verordnung (EG) 
Nr. 794/2004 nach der Zinseszinsformel berechnet. 

(4) Griechenland stellt mit dem Tag der Notifikation dieses 
Beschlusses alle aufgrund der in Artikel 1 genannten Beihilfe­
regelung ausstehenden Zahlungen ein. 

Artikel 4 

Die Beihilfen, die aufgrund der unter Artikel 1 genannten Re­
gelungen gewährt wurden, werden sofort und tatsächlich zu­
rückgefordert. 

Griechenland stellt sicher, dass dieser Beschluss binnen vier 
Monaten nach seiner Notifikation umgesetzt wird. 

Artikel 5 

(1) Griechenland übermittelt der Kommission binnen zwei 
Monaten nach Notifikation dieses Beschlusses die folgenden In­
formationen: 

a) Liste der Begünstigten, die aufgrund der in Artikel 1 genann­
ten Regelung eine Beihilfe erhalten haben, sowie Gesamt­
betrag der Beihilfen, die jeder von ihnen aufgrund dieser 
Regelung erhalten hat, 

b) Gesamtbetrag (Hauptforderung und Zinsen), der von jedem 
Begünstigten zurückzufordern ist, dessen Beihilfen nicht un­
ter die De-minimis-Regel fallen, 

c) ausführliche Beschreibung der Maßnahmen, die ergriffen 
wurden bzw. beabsichtigt sind, um diesem Beschluss nach­
zukommen, 

d) Unterlagen, aus denen hervorgeht, dass an die Begünstigten 
eine Rückzahlungsanordnungen ergangen sind. 

(2) Griechenland unterrichtet die Kommission über den Fort­
gang seiner Maßnahmen zur Umsetzung dieses Beschlusses, bis 
die Rückzahlung der Beihilfen, die aufgrund der in Artikel 1 
genannten Regelungen gewährt wurden, abgeschlossen ist. Auf 
Anfrage der Kommission legt Griechenland unverzüglich Infor­
mationen über die Maßnahmen vor, die ergriffen wurden bzw. 
beabsichtigt sind, um diesem Beschluss nachzukommen. Ferner 
übermittelt Griechenland ausführliche Angaben über die Beihil­
febeträge und die Zinsen, die von den Begünstigten bereits zu­
rückgezahlt wurden. 

Artikel 6 

Dieser Beschluss ist an die Hellenische Republik gerichtet. 

Brüssel, den 19. Oktober 2011 

Für die Kommission 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 176/2012 der Kommission vom 1. März 2012 zur 
Änderung der Anhänge B, C und D der Richtlinie 90/429/EWG des Rates hinsichtlich der tier­

seuchenrechtlichen Anforderungen in Bezug auf Brucellose und Aujeszky-Krankheit 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 61 vom 2. März 2012) 

Auf Seite 9, Anhang D, Formular „Muster-Veterinärbescheinigung für den Handel innerhalb der Union mit Sperma von 
Hausschweinen“ in den Erläuterungen, Teil I: 

anstatt: „Feld I.12: Herkunftsort ist die Besamungsstation [gemäß Artikel 2 der Richtlinie 90/429/EWG], in der 
das Sperma entnommen wurde.“ 

muss es heißen: „Feld I.12: Herkunftsort ist die Besamungsstation [gemäß Artikel 2 der Richtlinie 90/429/EWG], aus der 
das Sperma versandt wurde.“
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